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 STANDPUNKT  

Sozialer Zusammenhalt statt gesellschaftliche Spaltung 
Das gewalttätige Vorgehen von Assad gegen die 
syrische Bevölkerung hat einen Bürgerkrieg und 
zusätzliche Flüchtlingsbewegungen ausgelöst, die 
sich auch in Deutschland auswirken - durch vielfach 
als Notunterkünfte genutzte Turnhallen, 
Verunsicherung in der Bevölkerung und in der Folge 
ein deutliches Erstarken der AfD bei den kürzlichen 
drei Landtagswahlen. 

Dabei waren noch im Oktober letzten 
Jahres die Meinungsumfragen in 
Deutschland sehr stabil. Union und 
SPD lagen praktisch unverändert auf 
dem Niveau der Bundestagswahl 2013. 
Und im Dezember zeigten sich laut 
ZDF-Politbarometer 76 Prozent der 
Bevölkerung mit ihrer persönlichen 
Lage zufrieden - ein Rekordwert.  

Klar ist: Die enorme Zahl der nach 
Deutschland eingereisten Flüchtlinge 
und die bisher nur wenig erfolgreichen 
Versuche, eine solidarische 
europäische Lösung zu verabreden, 
haben bei vielen Menschen das Vertrauen in 
politische Gestaltungsfähigkeit erschüttert. Die 
meisten Wähler/innen der AfD wollten vordringlich 
ihren Protest bekunden. Das ist ärgerlich, zumal 
diese rechte Partei keine Lösungskompetenz besitzt 
sondern fremdenfeindliche Stimmung anheizt und 
damit die Spaltung der Gesellschaft befördert. Im 
Umkehrschluss heißt es aber auch: wenn es gelingt, 
durch Bekämpfung von Fluchtursachen und 
internationale Verabredungen den Zuzug nach 
Deutschland wirksam zu begrenzen und zugleich die 
Integration der hier lebenden Flüchtlinge positiv zu 
gestalten, werden auch die Wahlaussichten der AfD 
drastisch sinken. 

Natürlich ist eine bessere Steuerung der 
Zuwanderung ganz unabhängig von Wahl-
ergebnissen notwendig. Denn es gilt, die 
Integrationsfähigkeit der Gesellschaft zu wahren und 
denjenigen nachhaltig helfen zu können, die es am 
dringendsten brauchen, weil sie vor Krieg und 
Verfolgung fliehen. Es ist zu hoffen, dass Europa sich 
besinnt und gemeinsam handelt. Die jüngste 
Vereinbarung mit der Türkei könnte ein erster Schritt 
dazu sein. Allerdings bleiben noch viele Fragen offen 
- und die Türkei ein problematischer Partner, 
angesichts einer autokratischen Politik mit 
antidemokratischen Zügen. 

In den nächsten Monaten müssen wir die Weichen 
stellen, um den sozialen Zusammenhalt in 
Deutschland zu stärken. Bereits in der Koalition 
vereinbarte sozialdemokratische Vorhaben dürfen 
nicht länger von der Union blockiert sondern müssen 
zügig umgesetzt werden. Dazu zählen insbesondere 
die gesetzliche Eindämmung des Missbrauchs von 

Leiharbeit und Werkverträgen, die Solidarrente für 
Kleinverdiener und das Teilhaberecht für Menschen 
mit Behinderung. In den anstehenden Beratungen 
zum Haushalt 2017 müssen zudem die erforderlichen 
Maßnahmen für ein umfassendes Integrations-
konzept finanziell unterlegt werden.  

Immerhin scheint jetzt der Einstieg in ein neues 
Solidarprojekt für Deutschland 
gelungen zu sein, das Flüchtlinge 
ebenso einbezieht wie die heimische 
Bevölkerung. Vizekanzler Sigmar 
Gabriel und Bundesfinanzminister 
Wolfgang Schäuble haben sich auf ein 
zusätzliches Programm von mehr als 5 
Milliarden Euro pro Jahr für Integration 
und gesellschaftlichen Zusammenhalt 
geeinigt. Im Einzelnen sieht die 
Vereinbarung vor: 

- Zusätzlich 2,2 Milliarden Euro für 
aktive Arbeitsmarktpolitik (Quali-
fizierung, Ausbildung und 
Arbeitsgelegenheiten) sowohl für 

Flüchtlinge als auch für Langzeitarbeitslose aus 
Deutschland. 

- Aufstockung der Mittel für Wohnungsbau und 
Städtebau um 800 Millionen auf 1,8 Milliarden 
Euro. Damit verdreifachen wir den sozialen 
Wohnungsbau in Deutschland. 

- Weitere 450 Millionen Euro 2017 und 500 
Millionen Euro ab 2018 für den Kita-Ausbau, 
Sprachkitas und Initiativen gegen Rechts-
extremismus. Für den Kita-Ausbau stellt der Bund 
damit mehr als eine Milliarde Euro pro Jahr zur 
Verfügung. 

- Eine Milliarde Euro zusätzlich für Sprachförderung 
und Integrationskurse sowie weitere Integrations-
maßnahmen. 

- Für die Mindestrente (Solidarrente) werden ab 
2017 rund 180 Millionen Euro bereitgestellt, die 
dann jährlich aufwachsen, um langjährig 
Beschäftigten eine Mindestrente oberhalb der 
Sozialhilfe zu garantieren. 

- Für das neue Bundesteilhabegesetz zur besseren 
Unterstützung von Menschen mit Behinderung 
werden die notwendigen Mittel im Rahmen der 
Haushaltsaufstellung bereitgestellt. 

Bis 2020 stehen für das Solidarprojekt damit über 25 
Milliarden Euro zur Verfügung. Mit den zusätzlichen 
Mitteln für Chancen am Arbeitsmarkt, sozialen 
Wohnungsbau, den Ausbau der Kindertagesstätten, 
die Mindestrente (Solidarrente) und eine bessere 
Unterstützung von Menschen mit Behinderungen 
wird der Zusammenhalt der gesamten Gesellschaft 
gestärkt. Es gibt also auch Bewegung in die richtige 
Richtung. 

Herzlichst
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 WAHLKREIS 

Frühjahrsempfang des SPD-Stadtbezirks Porz/Poll 

NRW-Innenminister Ralf Jäger sprach über Sicherheit und Flüchtlinge 

 

Beim traditionellen SPD-Frühjahrsempfang im Porzer 
Rathaus Anfang März konnte sich Ingo Jureck als 
SPD-Stadtbezirksvorsitzender über 
rund 200 Gäste und einen gelunge-
nen Abend freuen. Umrahmt wurde 
der Saal von einer informativen Prä-
sentation der sehr aktiven Bürger-
vereine im Stadtbezirk. 

Durch das Programm führte die Journalistin Mirjam 
Gehrke (Deutsche Welle) als Moderatorin. Zu Beginn 
ging es in einer Podiumsrunde um das Thema Flücht-
linge und Integration. Martin Dörmann, der Land-
tagsabgeordnete Jochen Ott, die 1. Bürgermeisterin 
der Stadt Köln Elfi Scho-Antwerpes und der Vorsit-
zende der SPD-Fraktion in der Bezirksvertretung Porz 
Dr. Simon Bujanowski standen hierbei Rede und Ant-
wort. Alle vier betonten die Notwendigkeit, massiv 
und nachhaltig in Integration zu investieren. 

Auf die aktuellen Verhandlungen der EU mit der Tür-
kei angesprochen, erwiderte Martin Dörmann, er 
rechne zwar nicht mit einer kurzfristigen Einigung, 
hoffe aber letztlich auf eine solidarische europäische 
Lösung, um Flüchtlingszahlen besser steuern zu kön-
nen. Dazu gehöre die konsequente Bekämpfung der 
Fluchtursachen und eine bessere Sicherung der EU-

Außengrenze, auch mit Hilfe der Türkei.  

Hauptgast des Empfanges war NRW-Innenminister 
Ralf Jäger. Er ging in gleicher Richtung wie das Po-
dium auf die Flüchtlingslage ein. Ein weiteres 
Kernthema seiner souverän vorgetragenen Rede war 
die öffentliche Sicherheit. Er wies auf gesunkene De-
liktzahlen bei Jugendkriminalität und schwerer Krimi-
nalität und gestiegene Einstellungszahlen bei der Po-
lizei hin - aber auch auf die Notwendigkeit größerer 
Polizeipräsenz. Das gelte gerade in Köln als Konse-
quenz aus den Vorgängen der Silvesternacht. Ein 
Problem seien zudem die stark gestiegenen Woh-
nungseinbrüche. Hier müsse man feststellen, dass es 
sich oft um international gesteuerte Banden handele, 
denen mit herkömmlichen Ermittlungsmethoden nur 
schwer beizukommen sei. Deshalb würden nun neue, 
europäisch verzahnte Konzepte verfolgt.  

Der Minister warb für eine objek-
tive Bewertung der Sicherheitslage 
und stellte sich nach seiner Rede 
gerne den Nachfragen aus dem 
Publikum. Den Ausklang gab es im 
Foyer - bei leckerer Bewirtung 

durch die Damenmannschaft des 1. FC Spich 1911 
und zahlreichen Gesprächen. 
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Wahlkreistermine 

SPD-Abgeordnete luden ein 
Im gemütlichen Sünner Keller in Kalk trafen sich Ende 
Februar die drei SPD-Abgeordneten im Bundestags-
wahlkreis aus Bund und Land. Martin Dörmann, 
MdB, Jochen Ott, MdL und Stephan Gatter, MdL hat-
ten zum geselligen Austausch mit allen SPD-Man-
datsträgern und den Vorsitzenden der Ortsvereine 
sowie Stadtbezirke eingeladen. Sie freuten sich über 
gute Stimmung und viele Gespräche. 

 

  

Filmabend mit Jürgen Schumann 
Gelungener Filmabend bei den Alexianern: Gut 80 
Gäste zeigten sich von den "Ortsansichten" des Do-
kumentarfilmers Jürgen Schumann über Ensen-
Westhoven begeistert. Zusammen mit ihm und Heike 
Reiferscheid, der Vorsitzenden der Bürgervereini-
gung, diskutierte Martin Dörmann als Einlader ange-
regt über den Charakter des Doppelortes und aktu-
elle Projekte. Mitte März hatte der neue Film von Jür-
gen Schumann über Langel Premiere. Spontan sagte 
er einen weiteren Filmabend mit Martin Dörmann zu. 
Gezeigt werden soll dann sein Film über Porz. 

 

 

Gespräch mit dem Polizeipräsidenten 
Bei einem Gespräch von Martin Dörmann mit dem 
Kölner Polizeipräsidenten ging es um stärkere Prä-
senz und neue Strategien der Polizei sowie eine bes-
sere Zusammenarbeit mit der Stadt. Jürgen Mathies 
übernahm das schwere Amt nach den Silvestervorfäl-
len. Ein Mann mit klaren Vorstellungen und großer 
Erfahrung, der von Beginn an auf ein positives Echo 
stieß. 

 

Fotoprojekt Eil  

Ein schönes Projekt des Ortsrings Eil: Mit seinem Vor-
sitzenden Erwin Bäuml enthüllte Martin Dörmann 
eine erste Fototafel mit historischen Ortsansichten, 
wunderbar gestaltet von Schülerinnen der Max-
Planck-Realschule, bildtechnisch unterstützt vom 
Verein EIGENART. Weitere sollen folgen, um den 
Menschen die Geschichte des Stadtteils näher zu 
bringen.  
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Frühjahrsempfang des SPD-Stadtbezirks Innenstadt 

Zum Meinungsaustausch und geselligen Zusammensein 
lädt die Innenstadt-SPD zu ihrem traditionellen  
Frühjahrsempfang mit MandatsträgerInnen ein:  

Sonntag, 24. April 2016, 11:00 Uhr 

BelEtage des Schokoladenmuseums  

Am Schokoladenmuseum 1A, 50676 Köln (Innenstadt) 
  

Bundesförderung für Sprach-Kitas 

„Weil Sprache der Schlüssel zur Welt ist“

Mit dem Bundesprogramm „Sprach-Kitas: Weil Spra-
che der Schlüssel zur Welt ist“ unterstützt Bundesfa-
milienministerin Manuela Schwesig ein frühkindli-
ches Sprachförderungsprogramm für Kitas. 100 Milli-
onen Euro werden jährlich von 2016 bis 2019 für zu-
sätzliche Fachkräfte, Sprachexpertinnen und Sprach-
experten bereitgestellt, die die tägliche Arbeit der Er-
zieherinnen und Erzieher stärken und aufwerten. 
Martin Dörmann begrüßt das: "Ich freue mich, dass 

allein in meinem Kölner Bundestagswahlkreis 36 
Kitas eine Förderzusage vom Bundesministerium er-
halten! Die Stärkung der Sprachkompetenz ist eine 
wichtige Aufgabe, um die Qualität in den Kitas zu stei-
gern und den geförderten Kindern bessere Chancen 
auf Bildung und Teilhabe in der Schule zu ermögli-
chen. Zusätzliche halbe Fachkraft-Stellen und ex-
terne Beratung werden dafür zur Verfügung stehen“. 

SPD-Frühjahrsempfang in Rath/Heumar 

Großer Zuspruch für SPD-Generalsekretärin Katarina Barley 

    
Über 130 Gäste durfte Andreas Gülich beim Frühjahrsempfang des SPD-Ortsvereins Rath/Heumar begrüßen. 
Der stellv. Vorsitzende talkte zu Beginn in Vertretung des erkrankten Oliver Krems mit MdL Jochen Ott sowie 
Marco Pagano, dem Vorsitzenden der SPD-Fraktion in der Bezirksver-
tretung Kalk, zu örtlichen Themen.  

Martin Dörmann stellte anschließend seine Fraktionskollegin und SPD-
Generalsekretärin Katarina Barley als Gast vor. Die Trierer Abgeordnete 
ist gebürtige Kölnerin und unterbrach für den Besuch extra ihren Einsatz 
beim Landtagswahlkampf Rheinland-Pfalz. In ihrer starken Rede, die 
großen Zuspruch beim Publikum erhielt, warb sie für einen solidarischen 
europäischen Weg zur besseren Bewältigung, Steuerung und Begren-
zung der Flüchtlingszahlen. Ausführlich schilderte sie die komplexen Zu-
sammenhänge und sprach sich leidenschaftlich gegen Rechtspopulis-
mus, Fremdenfeindlichkeit und nationale Scheinlösungen aus.
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„Bündnis für Porz-Mitte“ begleitet Bürgerbeteiligung 

8-Punkte-Katalog zur Wiederbelebung der Porzer Innenstadt vorgelegt

In den nächsten Monaten soll ein neues Konzept für 
die Revitalisierung von Porz-Mitte entstehen, wel-
ches die Meinungen und Wünsche eines großen Teils 
der Bevölkerung repräsentiert. Die Stadt Köln hatte 
zum Auftakt am 18. Februar ins Bezirksrathaus Porz 
eingeladen, um ihr „Entwicklungskonzept Porz-
Mitte“ vorzustellen und im Anschluss mit Fachleuten 
und Bürgerinnen und Bürgern aktiv zu diskutieren.  

Das überparteiliche "Bündnis für Porz-Mitte“ will den 
von der Stadt Köln eingeleiteten Wiederbelebungs-
prozess für die Porzer Innenstadt begleiten. Es wird 
sich aktiv in die vorgesehene kontinuierliche Bürger-
beteiligung zur weiteren Programmentwicklung ein-
bringen. Die Initiative wird inzwischen bereits von 
über 200 Personen unterstützt, darunter auch Mar-
tin Dörmann, Jochen Ott sowie weitere SPD-Man-
datsträger.  

Auf der konstituierenden Sitzung des Bündnisses am 
25. Februar wurden Reinhard Vogt, Stephan Dem-
mer und Partick Wiesner einstimmig als Sprecher 
des Bündnisses gewählt und als Geschäftsführer Karl-
Heinz Tillmann bestimmt. Sieben Arbeitskreise wer-
den die Arbeit des Vorstandes unterstützen.  

Bereits im Vorfeld der ersten Sitzung wurde dazu ein 
acht Punkte umfassender Katalog erstellt.  

8-Punkte-Katalog des Bündnisses 

Neben der Kernfrage des Abrisses der maroden Her-
tie-Immobilie berührt das Gesamtprojekt die ganz-
heitliche Betrachtung und somit die Einbeziehung 
der Rahmensetzungen des Porzer Innenstadtkonzep-
tes. Daraus ergeben sich vielfältige unterschiedliche 
Interessenlagen, die insgesamt in den weiteren Pro-
zess einfließen bzw. dort berücksichtigt werden müs-
sen, ohne weiter Zeit zu verlieren. Vor diesem Hinter-
grund haben sich Porzer Bürgerinnen und Bürger in 
dem „Bündnis Porz-Mitte – jetzt anpacken!“ zusam-
mengeschlossen mit dem Ziel, die vorrangigen Porzer 
Interessen und Ziele bei der Wiederbelebung der 
Porzer Innenstadt in den weiteren Abstimmungspro-
zess mit Stadt Köln bzw. „moderne stadt“ einzubrin-
gen und deren Berücksichtigung bei der späteren 
Umsetzung zu gewährleisten. Dabei handelt es sich 
um einen 8-Punkte-Katalog mit entsprechenden Rah-
menbedingungen, die für uns als Grundforderungen 
für alle weiteren Umsetzungsschritte gelten:  

1.) Die Wiederbelebung von Porz-Mitte ist als Bau-
stein der städtebaulichen Entwicklung der Porzer In-
nenstadt, vom Rheinufer bis zum Berufsschul-Schul-
gelände insgesamt anzugehen (Stadtentwicklungs-
konzept Porz); Porz-Mitte kann nur der erste Schritt 
sein.  

2.) Umfang und Vielschichtigkeit dieses Porzer Ent-
wicklungskonzeptes erfordert auf städtischer Seite 
zusätzliche Personalkapazität, damit eine zügigere 
Projektentwicklung und Planung bereitgestellt wer-
den kann. Andere Kölner Projekte zeigen, dass dies 

möglich ist.  

3.) Die Hertie-Ruine ist schnellstmöglich als Symbol 
des Niedergangs zu entfernen, allerdings muss die 
entstehende Freifläche dann kurzfristig z.B. in Form 
eines InfoPavillons zur Bürgerinformation zum Pro-
jekt „Porz-Mitte“ (in dem neben Informationen zum 
Projekt auch ein Treffpunkt für interessierte Bürge-
rinnen und Bürger möglich ist) genutzt werden. Ein 
Loch, vielleicht über Jahre, lehnen wir ab.  

4.) Der notwendige Ersatzbau für das Dechant-Sche-
ben-Haus muss neben dem Raumbedarf der Kirchen-
gemeinde auch die Belange der Carl-Stamitz-Musik-
schule und der Porzer Vereine für kulturelle und 
Brauchtumsveranstaltungen mit einem Raumange-
bot zwischen den räumlichen Veedelsangeboten und 
dem Saal im Bezirksrathaus, also 200-300 Personen 
berücksichtigen.  

 
5.) Neben einem neuen Vollversorger sind die heute 
vorhandenen mittelständischen Gewerbetreibenden 
im neuen Einkaufszentrum einzubeziehen. Bei der 
Entwicklung setzen wir eher auf mittelständische An-
bieter als auf einen Betreiber. Eine Entscheidung hat 
dann auch Auswirkung auf die Planungen im Stadt-
entwicklungskonzept Porz-Mitte.  

6.) Es ist ein öffentlicher „Platz mit Aufenthaltsquali-
tät“ für Porzer Veranstaltungen (Kirmes, Oktober-
fest, Vereinsfeste, Brauchtumspflege, Straßenkarne-
val) vorzusehen.  

7.) Die Wegbeziehung hin zum Rhein ist weitgehend 
offen zu gestalten, wozu auch die Verbreiterung der 
vorhandenen Brückenpassage dienen soll.  

8.) Neben der Planung des Hertie-Areals durch „mo-
derne Stadt“ muss die weitere Planung zum Stadt-
entwicklungskonzept Porz von der Stadt Köln als 
städtebauliches Entwicklungsprojekt (ähnlich Mül-
heim 2020) angelegt und organisiert werden, wozu 
entsprechende Fördermittelanträge bei Bund und 
Land zu prüfen und zu beantragen sind. 

Porzer Bürgerinnen und Bürger, die dem Bündnis 
beitreten möchten, werden um Rückmeldung an fol-
genden eMail-Kontakt gebeten: 

Porz-Mitte-jetzt-anpacken@web.de  

mailto:Porz-Mitte-jetzt-anpacken@web.de
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Bürgerball zum 10-jährigen Jubiläum der Stiftung KalkGestalten 

Die Stiftung KalkGestalten fördert bürgerschaftlichen Einsatz im Stadtbezirk und wurde schon mehrfach 
ausgezeichnet. So zum Beispiel für das interkulturelle Projekt "Sei dabei", das Immigranten zu 
Ehrenamtsarbeit motivieren soll. Unser Dank gilt allen, die mithelfen! Auf dem Foto oben sind zu sehen: Die 
Vorstandsmitglieder Kerstin Schmedemann, Elizaveta Khan und Reiner Kreke (Mitte), Bürgermeisterin Elfi 
Scho-Antwerpes (mit rotem Schal), Martin Dörmann, der Mitstifter ist, sowie der ehemalige FC-Bundesliga-
profi Matthias Scherz als Schirmherr des festlichen Abends.  

Frühlingsempfang und Ausstellung im Bürgerbüro Porz 

Porzerin Ingrid Niermann zeigt Bilder in Öl und Acryl

 
Erneut viele Gäste und prima Stimmung gab es beim 
traditionellen Frühlingsempfang mit Ausstellungser-
öffnung im SPD-Bürgerbüro Porz, zu dem die Porzer 
Abgeordneten Martin Dörmann und Jochen Ott ein-
geladen hatten. Bis Mitte Oktober stellt die Porzer 
Künstlerin Ingeborg Niermann ihre Bilder unter dem 
Motto „Herz durch vier“ im Bürgerbüro aus. Die Mo-
tive ihrer Aquarelle und Zeichnungen sind dabei so 
vielfältig wie die Techniken und reichen vom Dom bis 
zu Tieren Afrikas. Der Kontinent ist ein Traumziel 
Niermanns – sie muss nur noch ihren Ehemann über-
zeigen, der überhaupt nicht gerne fliegt. 
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Vorgestellt: Die SPD im Stadtbezirk Innenstadt 

Gastbeitrag von Tim Cremer, Vorsitzender des SPD-Stadtbezirks Innenstadt 
Der Stadtbezirk Innenstadt mit einer Gesamtfläche 
von 16,4 Quadratkilometern umfasst mehr als das 
Gebiet innerhalb der mittelalterlichen Stadtmauern 
Kölns. In den fünf Stadtteilen zwischen dem Colonius 
und der Lanxxess-Arena leben 127.811 Menschen, 
rund 16.000 davon im rechtsrheinischen Stadtteil 
Deutz.  

Die vier SPD-Ortsvereine und der SPD-Stadtbezirk 

Die vier SPD-Ortsvereine Südstadt, Mitte, Innenstadt 
Nord und Deutz mit Ihren Vorsitzenden Karl-Heinz 
Walter, Ernst Zweil, Jan Harbach und Wolfgang Ra-
dic sind die „Kümmerer“ vor Ort. Die Vorstandsmit-
glieder der Vorstände sind im „Veedel“ präsent und 
nehmen Stimmungen auf, tauschen sich mit Ihren 
Nachbarn und Freunden aus. Ihre Einschätzungen zu 
wichtigen politischen Themen sind die Seismogra-
phen der politischen Arbeit im Stadtbezirk. 

 
Als SPD-Stadtbezirk Innenstadt verstehen wir uns als 
Dachverband der vier SPD-Ortsvereine. Wir vernet-
zen die politische Arbeit der Ortsvereine mit der Ar-
beit der MandatsträgerInnen und sind Teil der politi-
schen Willensbildung z.B. durch Themenschwer-
punktveranstaltungen wie z.B. zur Archäologischen 
Zone oder dem Silvesterabend. Regelmäßig berich-
ten unsere Mandatsträger über ihre Arbeit. High-
lights der Arbeit des Stadtbezirks Innenstadt sind der 
jährlich stattfindende Kulturabend und der Früh-
jahrsempfang.  

 

Die Mandatsträgerinnen und Mandatsträger 

Die SPD in der Innenstadt hat mit dem Einzug unserer 
Bürgermeisterin Elfi Scho-Antwerpes nun zwei Mit-
glieder im Bundestag. Martin Dörmann ist für den 
nördlichen Teil und Deutz zuständig, Elfi Scho-Ant-
werpes für den südlich-linksrheinischen Teil. Zwei 
engagierte Landtagsabgeordnete, Ingrid Hack und 
Stephan Gatter haben Teile Ihrer Wahlkreise in der 
Innenstadt. Im Rat der Stadt Köln sind an der Spitze 
als Fraktionsvorsitzender Martin Börschel, Karl-
Heinz Walter und Dietmar Ciesla-Baier tätig.  

Die SPD-Fraktion in der Bezirksvertretung  

Dr. Regina Börschel leitet die Geschicke der BV-Frak-
tion, Tim Cremer hat 2014 die Funktion des stellver-
tretenden Bezirksbürgermeisters übernommen. 
Komplettiert wird die Fraktion durch Elke von Netzer 
aus Deutz und Ernst Zweil aus Mitte. 

Themenschwerpunkte für die Innenstadt 

Folgende Themenschwerpunkte wird die SPD-Frak-
tion in der Bezirksvertretung Innenstadt in diesem 
Jahr verfolgen: 

Wohnraum:  Köln ist eine wachsende Stadt. Deshalb 
ist Wohnraum ein kostbares Gut – besonders bezahl-
barer Wohnraum. Wir werden uns deshalb weiterhin 
dafür einsetzen, dass Wohnraum nicht missbraucht 
und zweckentfremdet wird – sei es durch Leerstand 
oder durch gewerbliche Nutzung. Bereits im letzten 
Jahr haben wir immer wieder auf mögliche Fälle von 
Wohnraumzweckentfremdung hingewiesen und ha-
ben die Verwaltung aufgefordert, Ermittlungen in die 
Wege zu leiten. Schon jetzt erhalten wir aus der Be-
völkerung immer wieder Hinweise, wo Wohnhäuser 
schon lange leer stehen. Da werden wir dranbleiben. 

 
Wir müssen aber auch alles daran setzen, bezahlba-
ren Wohnraum in der Innenstadt zu schützen. Viele 
Menschen treibt die Sorge um, sich ihre Wohnung o-
der ihr Veedel irgendwann nicht mehr leisten zu kön-
nen. Deshalb setzt sich die SPD-Fraktion in der BV-In-
nenstadt schon seit langem für die Einführung ei-
ner sozialen Erhaltungssatzung für Stadtteile in der 
Innenstadt ein, mit deren Hilfe Luxussanierungen 
und damit die Verdrängung weniger zahlungskräfti-
ger Bevölkerungsgruppen eingeschränkt werden soll. 
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Wir sind froh, dass die Diskussion in Gang gekommen 
ist und derzeit beraten wird, welche Viertel für eine 
solche Milieuschutzsatzung in Frage kommen. Diese 
Debatte werden wir sehr intensiv begleiten – für die 
Menschen in unseren Veedeln. 

 
Die kleineren Plätze in der Innenstadt: Menschen 
halten sich gerne draußen auf – sei es am Tag oder in 
den Abendstunden. Viele kleinere Plätze in der In-
nenstadt lassen aber eine entsprechende Aufent-
haltsqualität vermissen. Oft fehlt es an den einfachs-
ten Sitzmöglichkeiten.  

Städtebaulich betrachtet gibt es auch in der Innen-
stadt einige Ecken, die aus unserer Sicht angepackt 

werden müssen. Die Westseite des Doms wirkt un-
aufgeräumt und chaotisch, die Haltestelle Hansa-
ring vermittelt weiterhin ein unschönes Bild, und 
die Bahnbögen im Eigelsteinviertel sind schon seit 
vielen Jahren ein Trauerspiel. An einigen Punkten 
sind wir der Auffassung, dass sich schon mit einigen 
konzertierten Maßnahmen (z.B. ein gezieltes Ent-
rümpeln und Entfernen überflüssigen Stadtmobiliars, 
Aufstellen von Müllbehältern etc.) eine Verbesse-
rung erzielen ließe. In andern Fällen wie den Bahnbö-
gen müssen alle Beteiligten endlich an den Tisch, um 
Maßnahmen zu vereinbaren, damit dieses Entree in 
unsere Stadt sinnvoll entwickelt werden kann. 

Hinweis: In den nächsten Ausgaben folgen Kalk und Porz. 

 

 

 

Beim alljährlichen Frühjahrsempfang des SPD-Stadtbezirks Innenstadt treffen sich Mandatsträger aus Bund, Land 
und Kommune zum Meinungsaustausch. Seit mehreren Jahren findet der Empfang in der „Bell Etage“ des Schoko-
ladenmuseums mit Blick auf den Dom statt. Auch 2015 freuten sich der Landtagsabgeordnete Jochen Ott, Martin 
Dörmann, Maître Chocolatier Levent Erdidal, die Landtagsabgeordneten Ingrid Hack, Stephan Gatter und Martin 
Börschel sowie die Vorsitzende der SPD-Fraktion in der Bezirksvertretung Innnenstadt Regina Börschel gemeinsam 
mit dem Stadtbezirksvorsitzenden Tim Cremer über eine gelungene Veranstaltung 

http://regina-boerschel.com/2015/11/04/spd-in-der-bezirksvertretung-innenstadt-endlich-banke-fur-die-innenstadt-hinhaltemanover-der-verwaltung-sind-unzumutbar/
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 KÖLN 

 
"Midden im Veedel": unter diesem Motto stand die stimmungsvolle Eröffnung des MdB-Bürgerbüros von Elfi Scho-
Antwerpes in der Severinstraße 149, künstlerisch umrahmt durch farbenfrohe Bilder von Felice Sgarra. Der Andrang 
der Gäste war riesig. Die Bürgermeisterin ist seit Oktober Mitglied des Bundestages. Wir wünschen Elfi und ihrem 
Team viel Erfolg und weiterhin guten Zuspruch! 

 „Fraktion vor Ort“-Veranstaltung der SPD-Bundestagsabgeordneten

Herausforderungen der Innenpolitik: 
Öffentliche Sicherheit - Asyl - Integration 

Referentin: 

Dr. Eva Högl, MdB 
Stellv. Vorsitzende der SPD-Bundestagsfraktion 

Dienstag, 19. April 2016, 19:00 Uhr 

Literaturhaus Köln,  
Am Griechenmarkt 39, 50676 Köln-Innenstadt  

Die Gewährleistung öffentlicher Sicherheit, ange-
messene Asylverfahren und die Integration zahlrei-
cher Flüchtlinge sind die großen Herausforderungen 
unserer Zeit in der Innenpolitik. 

Alltagskriminalität, Rechtsextremismus und interna-
tionaler Terrorismus verunsichern die Menschen. 
Wir in Köln haben in der Zeit nach der Silvesternacht 
allzu nah erleben müssen, dass viele sich nicht mehr 
sicher fühlen. Neben einer effizienten, konsequenten 
und rechtstaatlichen Bekämpfung von Kriminalität 
brauchen wir eine Politik der öffentlichen Sicherheit, 
die präventiv Gefahren verhindert und Freiheits-
rechte wahrt. Die SPD-Bundestagsfraktion war es, die 
3000 zusätzliche Stellen bei der Bundespolizei durch-
gesetzt hat und 9.000 weitere Stellen im Bund und in 

den Ländern fordert. Wir haben die öffentliche Si-
cherheit zu einem Schwerpunktthema in diesem Jahr 
gemacht. Denn wir nehmen die Ängste und Sorgen 
der Bürgerinnen und Bürger ernst. 

Für uns als Sozialdemokratinnen und Sozialdemokra-
ten ist das Grundrecht auf Asyl unantastbar und nicht 
durch Obergrenzen relativierbar. Allerdings brau-
chen wir geordnete Verfahren und schnelle Entschei-
dungen darüber, wer hier Schutz bekommt und wer 
unser Land wieder verlassen muss. Solidarische euro-
päische Lösungen sind unabdingbar, um die Integra-
tionsfähigkeit Deutschlands zu wahren. Notwendig 
sind zudem ein Integrationsplan und zusätzliche fi-
nanzielle Mittel, damit die Integration zahlreicher 
Menschen bestmöglich gelingen kann.

       
Ende Februar kamen zahlreiche SPD-Mitglieder zum Zukunftskonvent der KölnSPD. Im Rautenstrauch-Joist-Museum 
wurde auf die OB-Wahl zurückgeblickt und anschließend in unterschiedlichen Foren über neue Perspektiven weiter-
beraten. So wurde in der von Martin Dörmann geleiteten Arbeitsgruppe mit dem Politologen Prof. Frank Decker über 
Politikangebote und Strategien zur Steigerung der Wahlbeteiligung diskutiert. Nur wer wählt, kann mitbestimmen! 
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„Fraktion vor Ort“ mit Rolf Mützenich, MdB 

Eine Welt aus den Fugen – über Herausforderungen deutscher Außenpolitik  

„Eine Welt aus den Fugen“ – unter diesem Titel luden 
die Kölner SPD-Bundestagsabgeordneten Ende Feb-
ruar zu einer „Fraktion vor Ort“-Veranstaltung ein. 
Das Interesse war enorm, rund 200 Gäste fanden den 
Weg in das Bürgerzentrum Ehrenfeld. 

 
In seiner Begrüßung wies Martin Dörmann auf eine 
aktuelle Veröffentlichung der Bertelsmann Stiftung 
hin, die einen Index zu 129 Entwicklungs- und Trans-
formationsländern erstellt hat. Danach sei die Welt 
in einer gefährlichen Schieflage. In den letzten Jahren 
habe sich die Zahl der Diktaturen erhöht, Autokraten 
herrschten brutaler, religiöse Fanatiker seien auf 
dem Vormarsch und in vielen Ländern helfe wirt-
schaftlicher Aufschwung wegen mangelnder sozialer 
Teilhabe nicht gegen Armut. 

 
In seinem anschließenden Vortrag ging Rolf Mützen-
ich, stellv. SPD-Fraktionsvorsitzender, ausführlich auf 
die Lage in Syrien ein. Er beschrieb, wie sich aus dem 
Aufstand gegen Assad ein hochkomplexer Konflikt 
entwickelt habe. 12 Millionen Syrer seien auf der 
Flucht, mehr als 50 Prozent der Bevölkerung. Heute 
sähen wir Stellvertreterkriege im Land mit rund 1.500 
unterschiedliche Kampfgruppen. Eine militärische 
Lösung werde es nicht geben. Er beschrieb die posi-
tive deutsche Rolle im Hinblick auf diplomatische Lö-
sungen und humanitäre Hilfe. 

 

Es folgte eine spannende Diskussion, bei der sich vor-
rangig Friedensaktivisten und Mitglieder des SPD-
Ortsvereins Ehrenfeld kritisch zum Einsatz der Bun-
deswehr gegen den IS äußerten.   

Rolf Mützenich betonte, keinem in der SPD-Fraktion 
sei die Zustimmung zum damaligen Bundestagsbe-
schluss leicht gefallen. Bei seinen zahlreichen Ge-
sprächen und Besuchen in der Region treffe er aber 
immer wieder Flüchtlinge aus Syrien, die seit Jahren 
auf der Flucht vor dem IS und dem Assad-Regime 
seien und ihn fragten, warum der Westen nicht eher 
und noch stärker militärisch vorgegangen sei. Auch 
diese Meinungen und Forderungen gäbe es in der De-
batte. Zudem läge der Schwerpunkt der deutschen 
Außenpolitik eindeutig auf Diplomatie, die mit zu ei-
ner ersten Waffenruhe in Syrien just zum Zeitpunkt 
der Veranstaltung beigetragen hätte.  

 
Am Ende bedankte sich Martin Dörmann als Modera-
tor für eine offene, argumentative Debatte, die Res-
pekt für unterschiedliche Einschätzungen einschloss. 
Jeder im Saal wünsche sich sicherlich eine friedliche 
Lösung in Syrien. Man dürfe gerade deshalb nicht 
einseitig denen das Feld überlassen, die auf militäri-
sche Stärke und Eskalation setzten. Der Bundeswehr-
einsatz sei überwiegend symbolisch und der Solidari-
tät mit den Franzosen geschuldet, letztlich aber eben 
auch völkerrechtlich vertretbar. Er verwies auf eine 
persönliche Erklärung zur Abstimmung von ihm nach 
§ 31 der Geschäftsordnung des Bundestages (siehe 
Homepage 4.12.2015). Darin seien die Argumente 
näher erläutert und es werde betont: diplomatische 
Bemühungen müssen immer im Vordergrund stehen. 
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 BUNDESTAG 

 

Asylpaket II verabschiedet 

Beschleunigung der Asylverfahren, leichtere Rückführungen  

Mehr als eine Millionen Flüchtlinge kamen 2015 nach 
Deutschland. In einem einzigen Jahr waren das so 
viele wie in den letzten 15 Jahren zusammen. Der 
Bundestag hat Ende Februar nun einen wichtigen 
Schritt getan zu mehr Ordnung bei der Aufnahme von 
Flüchtlingen, zu schnelleren Asylverfahren und einer 
rascheren Rückführung von Menschen, die kein Blei-
berecht haben. 

Am 25. Februar hat das Parlament in 2./3. Lesung den 
„Entwurf eines Gesetzes zur Einführung beschleunig-
ter Asylverfahren“ beschlossen (Bundestag-Drucksa-
che 18/7538). Umgangssprachlich wird das Gesetz 
als Asylpaket II bezeichnet. 

Die Gesetzesvorlage bündelt verschiedene Maßnah-
men: Asylsuchende mit geringen Chancen auf Aner-
kennung sollen künftig in besonderen Aufnahme-Ein-
richtungen untergebracht werden, in denen die Asyl-
verfahren in kurzer Zeit abgeschlossen sein sollen. 
Über den Asylantrag entscheidet das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge (Bamf) innerhalb von einer 
Woche, Rechtsbehelfsverfahren sollen in zwei Wo-
chen abgeschlossen werden. Diese Regelung betrifft 
unter anderem Menschen aus sicheren Herkunfts-
staaten, Folgeantragsteller, solche, die keine Bereit-
schaft zeigen, ihre wahre Herkunft aufzudecken oder 
die aus schwerwiegenden Gründen ausgewiesen 
worden sind. 

Für diesen Personenkreis gilt auch eine Wohnver-
pflichtung in besonderen Aufnahme-Einrichtungen; 
daran knüpft die so genannte Residenzpflicht an, d. 
h. sie dürfen den Bezirk der zuständigen Ausländer-
behörde nicht verlassen. Ihre Rückführung soll im Fall 
der Ablehnung unmittelbar aus der Aufnahme-Ein-

richtung erfolgen. Wer sich diesem Verfahren ver-
weigert, dem drohen künftig Sanktionen wie etwa 
die Einstellung des Asylverfahrens. 

Familiennachzug für subsidiär Schutzberechtigte 
ausgesetzt 

Außerdem sieht das geplante Gesetz vor, den Famili-
ennachzug für subsidiär Schutzberechtigte ab In-
krafttreten des Gesetzes befristet für zwei Jahre aus-
zusetzen. Aber: Insbesondere für minderjährige 
Flüchtlinge mit subsidiärem Schutzstatus kann eine 
Härtefallprüfung vorgenommen werden. Das Ausset-
zen des Familiennachzugs gilt zudem nur für die rela-
tiv kleine Gruppe der subsidiär Schutzberechtigten, 
nicht aber für diejenigen, die als Asylbewerber oder 
als Flüchtling nach der Genfer Flüchtlingskonvention 
anerkannt werden. Für sie bleibt der Familien- und 
Elternnachzug ohne zweijährigen Aufschub erhalten. 

SPD-Fraktionschef Thomas Oppermann betont: „Die 
Sozialdemokraten haben dieser Regelung zuge-
stimmt, weil ansonsten das gesamte Asylpaket in 
Frage gestanden hätte. Die Menschen erwarten aber 
in der jetzigen Situation von uns zu Recht, dass die 
Koalition handelt, auch wenn das im Einzelfall das 
Eingehen von Kompromissen bedeutet.“ 

Aydan Özoguz (SPD), Migrationsbeauftragte der 
Bundesregierung, machte gegenüber der Opposition 
im Plenum deutlich, dass Deutschland die höchste 
Zahl an Flüchtlingen aufnehme. Nun müsse es aber 
darum gehen, dass die Asylverfahren viel schneller 
werden. Und sie stellte klar, dass es ohne die SPD in 
der Regierung heute gar keinen Familiennachzug 
gäbe, dafür aber haftähnliche Transitzonen. 
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Özoguz warb für ein umfassendes Integrationspaket, 
das nun umgehend geschnürt werden müsse. Darauf 
verwies auch der SPD-Abgeordnete Sebastian Hart-
mann. "Wir müssen die Situation auch als Chance se-
hen. Eine erfolgreiche Integration ist ein kultureller, 
sozialer und ökonomischer Gewinn für unser Land", 
sagte Hartmann. Er forderte einen Integrationspakt. 

SPD-Fraktionsvizechefin Eva Högl begründete das 
Gesetz unter anderem damit, dass es schlicht nicht in 
Ordnung sei, wenn Menschen monatelang auf eine 
Entscheidung warten müssten. Högl: „Schnelle Ent-
scheidungen sind nicht unmenschlich, sondern Vo-
raussetzung für eine Willkommenskultur.“  

Nun sollten die Veränderungen auch erstmal wirken, 
so Högl. „Wir müssen uns jetzt auf die Integration 
derjenigen konzentrieren, die hier bleiben dürfen.“ 

Die SPD-Fraktion hat in den Verhandlungen über das 
Paket erfolgreich sichergestellt, dass Menschen, die 
in Deutschland Schutz suchen, weiterhin ein mensch-
liches und faires Verfahren erhalten. Haftähnliche 
Transitzonen, wie ursprünglich von der Union gefor-
dert, sind vom Tisch. 

Weitere Regelungen in dem Gesetz im Überblick: 

 Der Schutz für minderjährige Flüchtlinge in 
den Unterkünften wird verbessert. Beschäf-
tigte und Ehrenamtliche, die in Kontakt mit 
Minderjährigen stehen, müssen ein erwei-
tertes Führungszeugnis vorlegen. Sie dürfen 
nicht zuvor aufgefallen sein, etwa durch Ge-
walt- oder Sexualdelikte. 

 Der Bund wird seine Unterstützung bei der 
Passersatzbeschaffung intensivieren. Es wird 

eine neue Organisationseinheit beim Bun-
despolizeipräsidium eingerichtet, um Heim-
reisedokumente zu beschaffen. Sie hält steti-
gen Kontakt mit den Botschaften der Her-
kunftsstaaten. 

 Die Rückführung wird erleichtert, wenn me-
dizinische Hinderungsgründe geltend ge-
macht werden: Dazu zählt eine Präzisierung 
der methodischen Anforderungen an At-
teste, eine widerlegbare Vermutung für das 
Fehlen gesundheitlicher Abschiebungshin-
dernisse, eine Pflicht zur unverzüglichen Vor-
lage (statt Attest „auf Vorrat“) und bei Zwei-
feln der Behörde Anordnung einer ärztlichen 
oder amtsärztlichen Untersuchung. 

 Mit Blick auf eine faire Lastenverteilung und 
geordnete Verfahren ist es notwendig, dass 
ein Anspruch auf volle Leistung aus dem Asyl-
bewerberleistungsgesetz erst dann besteht, 
wenn der Ankunftsnachweis in der zugewie-
senen Aufnahmereinrichtung ausgestellt ist. 

Die Koalition wird nun auf Betreiben der SPD ein In-
tegrationspaket schnüren, das sich vor allem mit 
Maßnahmen zur nachhaltigen Integration der Flücht-
linge befasst. Ein Integrationskonzept der SPD, ge-
nannt Malu-Dreyer-Plan, liegt vor und fließt in die 
Beratungen zwischen Bund und Ländern ein. 

SPD-Fraktionschef Oppermann macht deutlich: „Wir 
müssen nun rasch die notwendigen Voraussetzungen 
schaffen, damit sich Menschen, die neu in unser Land 
kommen und hierbleiben werden, schnell integrie-
ren.“ 

Leichtere Ausweisung straffälliger Asylbewerber 

Gesetzesänderung ist Reaktion auf Silvestervorfälle in Köln 

Ein zweiter Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen 
ist am 25. Februar in 2./3. Lesung beschlossen wor-
den (Drs. 18/7537). Sein Zweck ist, die Ausweisung 
straffälliger Ausländer zu erleichtern.  

Nach den zahlreichen Übergriffen auf Frauen in der 
Silvesternacht in Köln hatte sich die Koalition Anfang 
Januar 2016 darauf verständigt, kriminelle Ausländer 
deutlich schneller auszuweisen; am 12. Januar hatten 
Bundesinnenminister Thomas de Maizière (CDU) 
und Bundesjustizminister Heiko Maas (SPD) einen 
gemeinsamen Vorschlag vorgestellt. 

Straftaten gegen das Leben, die körperliche Unver-
sehrtheit, die sexuelle Selbstbestimmung, das Eigen-
tum oder der Widerstand gegen Vollstreckungsbe-
amte begründen zukünftig ein so genanntes schwer-
wiegendes Ausweisungsinteresse, sofern ein auslän-
discher Staatsbürger hierfür zu einer Freiheits- oder 
Jugendstrafe verurteilt wurde. Die Höhe der Strafe 
spielt dabei keine Rolle. 

Und es gilt auch, wenn diese Strafe zur Bewährung 
ausgesetzt wurde. Bislang musste die verhängte Frei-
heitsstrafe mindestens ein Jahr betragen, um ein 
schwerwiegendes Ausweiseinteresse zu begründen. 

Allerdings erfolgt stets eine Einzelfallabwägung aller 
Interessen.  

Auch Eigentumsdelikte wie Diebstahl können zur 
Ausweisung führen, wenn sie unter Gewalt, List, Dro-
hung oder von Serientätern verübt werden. 

Gesamtabwägungen über Rechtstreue 

Ein besonders schwerwiegendes Ausweisungsinte-
resse liegt in den oben genannten besonderen Delik-
ten und Begehungsweisen ab einem Jahr, bei allen 
anderen Delikten ab einer Freiheitsstrafe von zwei 
Jahren vor. 

Zudem sieht der Gesetzentwurf vor, dass Asylbewer-
bern, die Straftaten begehen, trotz Vorliegen von 
Fluchtgründen leichter als bislang die rechtliche An-
erkennung als Flüchtling versagt werden kann. 

Bei der Gesamtabwägung für die Ausweisungsent-
scheidung soll künftig neben der Dauer des Aufent-
halts, den persönlichen, und wirtschaftlichen Bindun-
gen im Bundesgebiet und im Herkunftsstaat oder ei-
nem anderen zur Aufnahme bereiten Staat und den 
Folgen der Ausweisung für Familienangehörige sowie 
Lebenspartner auch die Tatsache berücksichtigt wer-
den, ob der Ausländer sich rechtstreu verhalten hat. 
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Bundesverkehrswegeplan 2030: Freie Fahrt für Verkehrsinvestitionen 
Über 264 Milliarden Euro für leistungsfähige Verkehrsnetze – NRW profitiert

Am 16. März wurde in Berlin von Bundesverkehrsminister Alexander Dobrindt der Entwurf des neuen 
Bundesverkehrswegeplans 2030 (BVWP 2030) vorgestellt. Damit entwickelt der Bund die Grundlage für 
den Verkehrsinfrastrukturausbau in den Bereichen Straße, Schiene und Wasserstraße mit einem Horizont 
von 15 Jahren. Mit diesen Eckpfeilern setzt die Koalition das vereinbarte nationale Prioritätenkonzept um: 
Erhalt vor Neubau und eine klare Priorisierung von überregional bedeutsamen und großräumig wirksamen 
Infrastrukturprojekten mit ausgewiesener Netzwirkung. Das Land NRW profitiert davon in besonderer 
Weise.  Und: Gerade in Köln werden viele Projekte priorisiert. 

Das Gesamtvolumen des Bundesverkehrswegeplans 
2030 beträgt rund 264,5 Milliarden €. Dieses deckt 
mit 226,7 Mrd. € den Substanzerhalt sowie die Aus- 
und Neubauprojekte der Kategorien „Vordringlicher 
Bedarf“ (VB) bzw. „Vordringlicher Bedarf-Engpassbe-
seitigung“ (VB-E) für den Zeitraum von 2016 bis 2030 
ab. Projekte, die so eingestuft sind, haben eine sehr 
hohe Wahrscheinlichkeit, bis 2030 realisiert zu wer-
den. Hinzu kommen 37,8 Mrd. € zur Abfinanzierung 
von Vorhaben, die erst in einer späten Phase des 
BVWP-Geltungszeitraums begonnen und nach 2030 
zu Ende finanziert werden. 

 
Vom Gesamtvolumen des BVWP 2030 (inkl. 
Erhaltung) entfallen auf den Verkehrsträger Straße 
49,4 %, auf die Schiene 41,3 % und auf die 
Wasserstraße 9,3 % der Mittel. Für Aus- und 
Neubauprojekte (2016 bis 2030) ist der Anteil der 
Straße mit 55,4 % höher (ca. 2,3 Mrd. € pro Jahr). Die 
Schiene erhält hier einen Anteil von 40,3 % (ca. 1,7 
Mrd. € pro Jahr), die Wasserstraße von 4,3 % (ca. 0,2 
Mrd. € pro Jahr). 

In den Erhalt soll allein bis 2030 die Rekordsumme 
von 141,6 Milliarden Euro investiert werden. Ferner 
braucht es einen raschen und gezielten Ausbau der 
überlasteten Knoten und Engpässe. Maßnahmen mit 
unanfechtbarem Baurecht und mit einer großräumi-
gen Bedeutung sollen absoluten Vorrang bekommen, 
damit schnell Entlastung im ganzen Netz geschaffen 
werden kann. Das Ergebnis soll ein zuverlässiges Netz 
mit ausreichend und leistungsstarken Schnittstellen 
zwischen den Verkehrsträgern sein, um die Potenzi-
ale des kombinierten Verkehrs stärker zu nutzen und 
den Verkehr auch ökologisch nachhaltiger zu gestal-
ten. Der vorgelegte Entwurf des BVWP 2030 beinhal-
tet Investitionen in die Bundesfernstraßen von insge-
samt 130,7 Milliarden Euro. 75 Prozent der Mittel für 

den Neu- und Ausbau sollen bei der Straße in groß-
räumig bedeutsame Projekte fließen und 25 Prozent 
in die vor Ort wichtigen Bundesstraßen mit rein regi-
onaler Bedeutung und Ortsumgehungen. 

Es bleibt erklärtes Ziel, mehr Güter von der Straße auf 
die nachhaltigen Verkehrsträger Schiene und Was-
serstraße zu bringen. Mit Investitionen von 109,3 
Milliarden Euro soll der umweltfreundliche Perso-
nen- und Güterverkehr auf der Schiene gestärkt wer-
den.  

Erstmals startete am 21. März eine sechswöchige Öf-
fentlichkeitsbeteiligung. Nach deren Auswertung 
und der Ressortabstimmung wird der Bundesver-
kehrswegeplan nicht vor Sommer 2016 vom Bundes-
kabinett beschlossen. Er ist die Grundlage für die bis 
Jahresende folgenden Ausbaugesetze (Bundesfern-
straßengesetz, Bundesschienenwegeausbaugesetz, 
Bundeswasserstraßenausbaugesetz). Den Gesetzen 
werden jeweils für die einzelnen Verkehrsträger Be-
darfspläne angefügt. Diese geben dann den Pla-
nungsauftrag für die einzelnen Maßnahmen und sind 
gleichzeitig Grundlage für die mittelfristige Finanz-
planung und die jährlichen Mittelzuweisungen aus 
dem Bundeshaushalt. 

Der komplette erste Entwurf des Bundesverkehrs-
wegeplan 2030 ist hier zu finden: 

www.init.pro.contentstream.de/18004initag/on-
demand/3706initag/bmvi/bvwp2030/bvwp-2030-
referentenentwurf.pdf 

 
Gespräch zur Vorstellung des Entwurfs vor dem 

Verkehrsausschuss: Alexander Dobrindt mit dem 
Niedersächsischen Wirtschaftsminister Olaf Lies 
(SPD) sowie den SPD-Abgeordneten Martin Dör-

mann, Kirsten Lühmann und Martin Burkert 
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NRW profitiert besonders 

Der vorgelegte Entwurf des Bundesverkehrs-
wegeplans eröffnet gerade dem Land Nordrhein-
Westfalen gute Perspektiven für mehr Mobilität für 
Menschen und Waren. „Das ist das größte Anti-Stau-
Programm, das NRW je erlebt hat. NRW bekommt 
37,4 % aller Sofortmaßnahmen zur Staubeseitigung, 
die bundesweit finanziert werden“, sagte NRW-
Verkehrsminister Michael Groschek. 

Für NRW gibt es mit dem jetzt vorgestellten Arbeits-
entwurf eine ganze Reihe von guten Nachrichten, wie 
zum Beispiel die Realisierung des Rhein-Ruhr-Express 
oder den Ausbau vieler Autobahnkreuze. Im Berliner 
Verkehrsministerium wurde Nordrhein-Westfalens 
überregionale Bedeutung als Transitland endlich an-
erkannt. Rund 40 % der Projekte in der wichtigsten 
Kategorie VB-E („Vordringlicher Bedarf mit Engpass-
beseitigung“) finden sich in NRW.  

Vor allem im Straßenbaubereich hat der Bund 
praktisch alle Staustellen und Engpässe, die NRW 
gemeldet hatte, aufgenommen. Auch Maßnahmen 
außerhalb der Ballungsräume sind hinlänglich 
berücksichtigt. Jetzt muss NRW in den kommenden 
Jahren entsprechend den vorgelegten Plänen bei der 
Mittelzuweisung berücksichtigt werden. 

Im Bereich Schiene werden mehr als 1,7 Milliarden 
Euro für den Rhein-Ruhr-Express (RRX) eingeplant. 
Die Maßnahme steht im „Vordringlichen Bedarf 
Engpassbeseitigung“. Damit zählt der RRX zu einem 
von bundesweit sechs Projekten, die bis 2030 
prioritär verwirklicht werden sollen. Außerdem ist 
die Maßnahme „Korridor Mittelrhein“ im 
„Vordringlichen Bedarf“ platziert worden, welcher 
die Rhein-Sieg-Strecke und die Ruhr-Sieg-Strecke 
beinhaltet. Damit werden unter anderem erstmals 
das Sauer- und das Siegerland für Containerverkehre 
auf der Schiene erschlossen. Aus NRW-Sicht ist  
ebenfalls positiv, dass drei Projekte mit einem 
Gesamtinvestitionsvolumen von rund 1,037 Mrd. 
Euro in den vordringlichen Bedarf eingestuft wurden. 

Viele Kölner Projekte wurden priorisiert 

Im Entwurf des Bundesverkehrswegeplans sind für 
Köln wichtige Verkehrsprojekte in der obersten Kate-
gorie eingestuft. So werden die Fahrstreifen mehre-
rer Autobahnen in und um Köln herum erweitert und 
Autobahnkreuze ausgebaut. Die Ortsumgehungen in 
Meschenich und Hürth-Hermülheim werden eben-
falls als vordringlicher Bedarf mit Engpassbeseitigung 
eingestuft. Gleiches gilt im Bereich Schiene für den 
Bahnknoten Köln. 

Martin Dörmann, selbst Mitglied im Bundestagsaus-
schuss für Verkehr und digitale Infrastruktur freute 
sich über die Priorisierung der Kölner Projekte: „Das 
ist ein großer Schritt für eine zukunftsfähige Infra-
struktur in unserer Region." Wermutstropfen sei al-
lerdings, dass die neue Rheinbrücke im Süden Kölns 
nur als "Weiterer Bedarf mit Planungsrecht" einge-
stuft ist. "Hier werden wir uns dafür einsetzen, dass 
nachgebessert wird. Zudem müssen wir noch bei der 
Finanzierung der Maßnahmen für den Bahnknoten 
Köln nacharbeiten. NRW-Minister Mike Groschek hat 
in beiden Fällen seine persönliche Unterstützung zu-
gesagt." 

 

Im Bundesverkehrswegeplan 2030 priorisierte 
Straßenprojekte in Köln und der Region: 

A3 Kreuz Leverkusen – Kreuz Hilden:  
Engpassbeseitigung  

A3 Anschluss Königsforst – Heumarer Dreieck:  
Erweiterung auf 8 Fahrstreifen 

A4/A555 Ausbau Autobahnkreuz Köln-Süd 

A4 Kreuz Köln Süd – Kreuz Gremberg: Erweiterung 
auf 8 Fahrstreifen 

A4 Kreuz Köln-Ost – Anschluss Moitzfeld:  
Erweiterung auf 6 Fahrstreifen 

A57 Kreuz Köln-Nord – Dreieck Neuss-Süd:  
Erweiterung auf 6 Fahrstreifen 

A59 Dreieck Sankt Augustin-West – Dreieck-Porz  

A61/A4 Dreieck Erfttal – Kreuz Köln West:  
Engpassbeseitigung  

A 559 Dreieck Porz – Kreuz-Gremberg:  
Erweiterung auf 6 Fahrstreifen 

B51 Ortsumgehung Köln/Meschenich 

B265 Ortsumgehung Liblar/ Hürth-Hermülheim  
 



16 

Reform der Medien- und Kommunikationsordnung 

„Florett statt Keule“: Dialog der SPD-Fraktion zur Plattformregulierung  

Am 18. Februar luden die SPD-Bundestagsabgeord-
neten Martin Dörmann und Lars Klingbeil Gäste aus 
Politik, Medien, Wirtschaft und Wissenschaft zu ei-
nem weiteren Dialogforum zur Reform der Medien- 
und Kommunikationsordnung ein. Über 50 Expertin-
nen und Experten kamen ins Paul-Löbe-Haus, um 
über neue Ansätze bei der Plattformregulierung zu 
diskutieren.  

Das Thema bezieht sich auf Rundfunkangebote und 
wird derzeit in einer der fünf Arbeitsgruppen der 
Bund-Länder-Kommission für eine konvergente Me-
dienordnung behandelt. Hintergrund hierfür ist, dass 
Rundfunk heute nicht nur klassisch linear sondern 
zunehmen auch über das Internet und neuartige Be-
nutzeroberflächen verbreitet wird. 

 

Lars Klingbeil, Stefan Schnorr, Sandra Winterberg, 
Thomas Fuchs und Martin Dörmann (v.l.) 

Aus Sicht der für die Regulierung zuständigen Medi-
enanstalten ist die rundfunkrechtliche Plattformre-
gulierung im Sinne einer positiven Vielfaltsicherung 
zu verstehen: „Plattformregulierung soll sicherstel-
len, dass die Breite der Angebote und Anbieter auch 
tatsächlich beim Zuschauer ankommen kann“, heißt 
es in einer Stellungnahme für die Kommission. Dabei 
sei zu unterscheiden zwischen Netzen und Benutzer-
oberflächen. Bei Netzen und vergleichbaren Diens-
ten (Beispiel Zattoo) gehe es primär um den Zugang 
und Zugangskonditionen. Bei Benutzeroberflächen 
stünden Aspekte der Sortierung und der Auffindbar-
keit im Vordergrund. 

Als Vertreter der Bund-Länder-Kommission waren 
Stefan Schnorr aus dem Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie sowie Sandra Winterberg 
aus der Senatskanzlei Berlin zu Gast. Das hochkarä-
tige Podium komplettierten Dr. Susanne Pfab, Gene-
ralsekretärin der ARD, Thomas Fuchs von der Medi-
enanstalt Hamburg/Schleswig-Holstein, Dr. Andrea 
Huber von ANGA, Claus Grewenig vom VPRT, Heiko 
Zysk von der Videoplattform maxdome sowie Jan 
Kottmann von Google.  

Sandra Winterberg, Rundfunkreferentin der Senats-
kanzlei Berlin, stellte zunächst die Position der Bun-
desländer vor. Die Länder verfolgen gemäß ihres ver-

fassungsrechtlichen Auftrags das Ziel, Meinungs-
macht durch positive Vielfaltssicherung und Siche-
rung der kommunikativen Chancengleichheit auch in 
einem konvergenten Medienumfeld zu gewährleis-
ten. Wesentliches Ziel sei ein diskriminierungsfreier 
Zugang der Nutzerin-
nen und Nutzer ver-
bunden mit der Siche-
rung von medialer 
Vielfalt und Meinungs-
freiheit. So müssten 
der Plattformbegriff 
und sein Anwendungs-
bereich zeitgemäß und 
technologieneutral, 
aber ausgehend vom 
bisherigen Rundfunkrecht angepasst und die Krite-
rien für die Verbreitung und Auffindbarkeit klarer 
formuliert werden. Winterberg betonte, dass neue 
Player der Medienbranche auch neue Gefährdungen 
mit sich brächten. Auffindbarkeit dürfe aber nicht 
von ökonomischer Stärke abhängen, sondern müsse 
sich an sachlichen Kriterien orientieren. Sie setzte 
sich für einen präventiven Rechtsrahmen ein, der 
durch die Landesmedienanstalten überwacht wer-
den solle.  

Stefan Schnorr, Abteilungsleiter für Digital- und In-
novationspolitik im Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie (BMWi), unterstrich die Notwen-
digkeit zur Aktualisierung der Plattformregulierung 
im Sinne einer Abkehr von einer Knappheits- und li-
near orientierten Regulierung. Er hob aus Sicht des 
Bundes hervor, dass eine klare Abgrenzung zwischen 
Plattformen und Intermediären extrem wichtig sei. 
Er plädierte für einen engen Plattformbegriff, der 
stark auf Medienplattformen für audiovisuelle In-
halte mit besonderer Meinungsbildungsrelevanz ab-
zielt, während App Stores etc. eher als allgemeine 
kommerzielle Anbieter verstanden und im Zweifel 
unter die Intermediäre subsummiert werden sollten. 
Nach Schnorr sollten auch die Grundsätze des Zu-
gangs und der Auffindbarkeit (must-be-found-Rege-
lungen) deutlicher geregelt werden. Möglich wäre 
etwa eine abgestufte Regulierung z. B. durch Privile-
gierung von öffentlich-rechtlichem Rundfunk und 
qualifizierten Angeboten privater Anbieter – im Ge-
gensatz zu anderen Angeboten.  

Gleichwohl betonte Schnorr Zweifel daran, ob die 
Medienvielfalt tatsächlich in besonderem Maße von 
den gegenwärtigen Entwicklungen bedroht sei und 
ob nicht selbstregulatorische Elemente bzw. eine 
nachträgliche Marktkontrolle ausreichend seien, zu-
mal auch das Wettbewerbsrecht bei schweren Ver-
werfungen gute Instrumente bereithalte. Abseits al-
ler Regulierung käme vor allem der Nutzerautono-
mie eine besondere Rolle zu. Der Nutzer müsse 
selbst entscheiden können, in welcher Reihung An-
gebote sichtbar sind. Gleichzeitig würden aber auch 
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Voreinstellungen selten geändert, so dass sinnvolle, 
aber änderbare Vorgaben anzustreben seien.  

Der Direktor der Medienanstalt Hamburg/Schleswig-
Holstein (MA HSH), Thomas Fuchs, betonte, dass es 
angesichts bereits bestehender Aufsichtsmöglichkei-
ten eher „um das Florett als um die Regulierungs-
keule“ gehe, um Chancengleichheit und Vielfalt in 
der Medienlandschaft zu gewährleisten. Leichte An-
passungen auf Basis der Rundfunkregulierung ge-
nügten. Wichtig sei es, die Auffindbarkeit auf allen 
Endgeräteoberflächen nach transparenten, diskrimi-
nierungsfreien und nutzerfreundlichen Kriterien zu 
gestalten. 

Dr. Susanne Pfab verwies als Generalsekretärin der 
ARD auf schlechte Erfahrungen mit primär gewinn-
orientierten Plattformbetreibern. Daher müssten ge-
sellschaftlich relevante Inhalte wie die der öffentlich-
rechtlichen Sender zumindest vorinstalliert sein. 
Nicht jeder Zuschauer und jede Zuschauerin könne 
und wolle in die Details der Sortierung von Sende-
plätzen vordringen.  

In der März-Ausgabe der Zeitschrift pro media sind 
Auszüge der Statements nachzulesen. 

Dr. Andrea Huber, Geschäftsführerin des Verbandes 
Deutscher Kabelnetzbetreiber (ANGA) und Claus 
Grewenig, Geschäftsführer des Verbandes Privater 
Rundfunk und Telemedien (VPRT) sowie Heiko Zysk, 
Vertreter für die Videoplattform maxdome, konnten 
demgegenüber keine Orientierungslosigkeit der Nut-
zer feststellen und plädierten für mehr Vielfalt bei 
tendenziell weniger Regulierung. Diese könne die 
Dynamik des Marktes und die Kreativität der Anbie-
ter behindern. Ein flexibler Ordnungsrahmen sei am 
besten geeignet, um praktikable Lösungen hervorzu-
bringen. Regulierung müsse vor allem auch wenig 
marktmächtigen Unternehmen zugutekommen.  

Vertreter von Google Deutschland erläuterten ab-
schließend einige Hintergründe zu Android TV und 
zum Google Playstore. Jan Kottmann betonte, dass 
die Regulierung nicht vor dem Bedarf stehen dürfe. 
Gleichzeitig warnte er davor, eindimensionale Vor-
gaben für Listungen zu machen, die möglicherweise 
nicht (mehr) den Bedürfnissen der Nutzer entsprä-
chen.  

In der anschließenden Diskussion meldeten sich Ex-
pertinnen und Experten der Medienbranche, Vertre-

ter der Industrie oder Wissenschaft wie z. B. Profes-
sor Wolfgang Schulz vom Hans-Bredow-Institut, Ver-
treter der Medien sowie Plattformanbieter wie Zat-
too oder UnityMedia zu Wort. Themen wie Signalin-
tegrität, mangelnde empirische Grundlagen, Mün-
digkeit des Verbrauchers und Kabelweitersendung 
wurden intensiv diskutiert.  

 
In der Schlussrunde zeigte sich, dass ein breiter Kon-
sens für einen „schlanken Regulierungsansatz“ 
(Fuchs) besteht. Bei allen noch offenen Detailfragen 
seien es vor allem kleinere Eingriffe, die bestehende 
„Unwuchten nivellieren“ (Winterberg) könnten und 
zu Vielfaltssicherung bei fairen und verlässlichen 
Rahmenbedingungen beitragen könnten. 

Martin Dörmann zog als Moderator ein insgesamt 
positives Fazit der Debatte: Alle Beteiligten seien sich 
in dem Ziel einig, bei größtmöglichem Wettbewerb 
die Medienvielfalt zeitgemäß sichern zu wollen. 
Gleichzeitig spielten Planungssicherheit und Chan-
cengleichheit für alle Akteure eine zentrale Rolle, so 
dass am Ende des Prozesses möglichst klare Regulie-
rungsansätze stehen müssten.  

Bis zur Konferenz der Ministerpräsidentinnen und -
präsidenten mit der Bundeskanzlerin am 16. Juni 
2016 will die Bund-Länder-Kommission ihre Arbeit 
abschließen und konkrete Lösungsvorschläge zur 
Plattformregulierung und anderen Themenfeldern 
formulieren. Im Dezember hatten Bund und Länder 
bereits einen Zwischenbericht vorgelegt (vgl. Berlin 
Depesche 93, Dezember 2015). Die SPD-Bundestags-
fraktion begleitet die Arbeit der Kommission mit ei-
ner Projektgruppe, die von Martin Dörmann und Lars 
Klingbeil geleitet wird. Nähere Infos hierzu unter: 

 www.spdfraktion.de/themen/reform-der-me-
dienordnung
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Der „Raumfahrt Concret“-Weltraumstammtisch 2016 
Interview mit Martin Dörmann über Raumfahrtthemen
Als Bundestagsabgeordneter, in dessen Wahlkreis das Deutsche Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) liegt, 
hat Martin Dörmann im Interview mit der Zeitschrift „Raumfahrt Concret“ zu aktuellen Themen der Raum-
fahrt Stellung genommen. Die Zeitschrift ist eine deutschsprachige Publikation, die sich mit Inhalten 
der Raumfahrt und Weltraumforschung befasst und viermal im Jahr erscheint. Im Rahmen eines „Weltraum-
stammtisches“ antworten Bundestagsabgeordnete aus unterschiedlichen Parteien auf Fragen. Das Interview 
ist erschienen in der aktuellen Ausgabe „Raumfahrt Concret“ Heft 91.  

RC: Sehen Sie in der Raumfahrt oder Weltraumfor-
schung einen signifikanten Wirtschaftsfaktor für Eu-
ropa resp. Deutschland? 

 
Martin Dörmann: Raumfahrt spielt eine zuneh-
mende Rolle in der modernen Gesellschaft und sei-
ner wirtschaftlichen Entwicklung in Europa wie in 
Deutschland. Raumfahrt und Weltraumforschung 
bedeuten nicht nur wissenschaftliche, technologi-
sche, industrielle und sicherheitsbezogene Fähigkei-
ten und Leistungsvermögen, sie führen auch zu ei-
nem wirtschaftlichen Gewinn durch Steigerung von 
industriellen Aktivitäten oder Kosteneinsparung und 
Produktivitätsgewinnen in anderen Bereichen wie 
Wettervorhersage, Landwirtschaft oder Beobach-
tung von Klimaveränderungen. 

Raumfahrt hat auch einen breiten gesellschaftlichen 
Wert. Ich bin immer sehr erfreut, wenn das DLR in 
meinem Wahlkreis Köln den „Tag der Raumfahrt“ fei-
ert und welche große Resonanz dies bei den Bürge-
rinnen und Bürgern hat. Ich glaube, das liegt auch da-
ran, dass viele Menschen erkennen, dass Raumfahrt 
etwas mit der Menschheit insgesamt zu tun hat, mit 
einem Gemeinschaftserlebnis, dass wir über die Na-
tionalitäten hinaus haben. 

Der Nutzen aus der Raumfahrt wird nach Ansicht ei-
niger Kritiker überbewertet. Beispielsweise wird der 
Bedarf an Tele-Kommunikationsverbindungen 
heute überwiegend durch irdische Glasfaserverbin-
dungen statt Satelliten abgedeckt. Fernerkundungs-
produkte per Satellit lasen sich für Regionen mit ho-
hem Wolkenanteil, also auch in Europa kaum noch 
vermarkten. Hier sind Drohen oder Flugzeuge eine 

Alternative. Wo wird für Sie der Sinn bzw. der Nut-
zen der Raumfahrt präsent? 

Ich sehe durchaus den Nutzen der Satellitentechno-
logie u.a. in der Navigation, Kommunikation, Meteo-
rologie und Erdbeobachtung. Für eine globale Kom-
munikation und Abdeckung benötigen Sie auch Satel-
liten. Denken Sie beispielsweise an die Planung von 
Google mit der ONEWeb Satellitenkonstellation die 
globale Internetabdeckung zu verbessern. Oder den-
ken Sie an die Navigation in Fahrzeugen mit Satelli-
tensignalen. Radarsatelliten durchdringen Wolken-
decken und können bei jedem Wetter Beobachtun-
gen durchführen. Hinzu kommt, dass Satellitentech-
nologie die Grundlage sind für eine Vielzahl von An-
wendungen sind u.a. beim Verkehr, in der Landwirt-
schaft, in der Unterhaltung und so weiter. Diese wie-
derum erzeugen weitere Anwendungsbereiche und 
neue Märkte. Darüber hinaus brauchen wir Erkennt-
nisse aus Erdbeobachtung für die Politik, wie z.B. zur 
Überwachung der Klimaziele aus COP21. Über Satel-
liten können wir die Klimagase Kohlendioxyd und 
Methan messen.  

Die Vergangenheit hat bewiesen, dass in Projekten 
wie die „ISS“ Menschen unabhängig ihrer politi-
schen Ansichten und auch Konfessionen konstruktiv 
zusammenarbeiten können. Plädieren Sie darum 
dafür die „ISS“ weiter zu erhalten bzw. auszubauen? 
Oder wären Sie eher offen für eine neue Vision, bei-
spielsweise einem Dorf auf dem Mond, wie es ge-
genwärtig vom ESA-Generaldirektor, Prof. Wörner, 
diskutiert wird? 

Die Raumstation ist einzigartiges Beispiel friedlicher 
internationaler Kooperation. Die Crew der ISS erhielt 
2014 des Preis des „Westfälischen Friedens“, der an 
Personen verliehen wird, die sich für die Überwin-
dung von Grenzen und Feindschaften einsetzen. Die 
Altkanzler Helmut Schmidt und Helmut Kohl oder der 
frühere UN Generalsekretär Kofi Annan gehören zu 
den ehemaligen Preisträgern. Die Internationale 
Raumstation sollte aus meiner Sicht so lange wie 
möglich genutzt werden. Das hat aber technische 
Grenzen, sodass wir über mögliche Nachfolgekon-
zepte bereits nachdenken sollten. Die vom ESA-Ge-
neraldirektor vorgeschlagene Mondstation ist ein 
Beispiel. Wichtig ist, dass die Grundidee einer sicht-
baren friedlichen internationalen Zusammenarbeit 
über alle Grenzen hinweg ein Kriterium bleibt. Und 
natürlich müssen Projekte immer auch wissenschaft-
lich sinnvoll und nutzbar sein. 

Europas eigener Zugang zum Weltraum wird durch 
die Ariane gewährleistet. Allerdings wird das von 
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den Franzosen vorgeschlagene Konzept einer Ariane 
6 von Deutschland kritisch gesehen. Benötigt Eu-
ropa überhaupt diesen eigenen Zugang? Wenn ja, 
präferieren Sie die Ariane 6 oder gibt es Alternati-
ven? 

Auf der ESA Ministerkonferenz 2014 wurde ein Kon-
zept der Ariane 6 beschlossen, das von Deutschland 
voll mitgetragen werden kann und das deutsche 
Kompetenzen und Kapazitäten berücksichtigt. Ariane 
6 ist so ausgelegt, dass sie kostengünstigere Satelli-
tenstarts ermöglicht und zu anderen Anbietern auf 
dem Weltmarkt konkurrenzfähig sein wird. Der ei-
gene europäische und somit gesicherte Zugang zum 
Weltraum ist gerade vor dem Hintergrund der sicher-
heitspolitischen wie zunehmend kommerziellen Di-
mension unerlässlich. Europa darf hier nicht von an-
deren abhängig sein.  

Raumfahrt ist teuer. Würden Sie stärkere Koopera-
tionen erstens mit den USA, zweitens mit Russland 
und drittens mit China befürworten? 

Es ist wichtig, dass Deutschland und Europa in Raum-
fahrtinfrastrukturen investieren. Die pro Kopf Aus-
gabe bei den Europäischen Bürgern liegt in der Höhe 
eines Kinobesuchs. Raumfahrt ist naturgemäß eine 
globale Aufgabe und die Zusammenarbeit mit ande-
ren großen Akteuren der Raumfahrt ein wichtiges 
Element, um Kompetenzen, Ressourcen und Interes-
sen zu bündeln. Die Kooperation mit USA und Russ-
land sind gut ausgebaut. Mit China arbeiten wir auf 
wissenschaftlicher Ebene mit guter Erfahrung zusam-
men. 

Heutzutage stellt sich bei allen Hochtechnologien 
immer schnell die Frage nach der Ambivalenz. Wie 
ist Ihre Meinung zu den Problematiken der militäri-
schen Nutzung des Weltraumes? 

Zwischen der zivilen und militärischen Nutzung des 
Weltraums gibt es viele Synergien, sodass wir in der 
Lage sind öffentliche Mittel effektiver zur nutzen. Die 
militärische Raumfahrt ist ein essentieller Teil unse-
rer Sicherheitspolitik und konzentriert sich im We-
sentlichen auf Aufklärung und satellitengestützte 
Kommunikation. Keine moderne Armee geht heutzu-
tage ohne satellitengestützte Fähigkeiten in den Ein-
satz. Ein Problem sehe ich, wenn Auseinandersetzun-
gen in den Weltraum verlagert und verfeindete Nati-
onen gegenseitig die Satelliten zerstören würden. 
Das würde zu einer Vervielfältigung des Weltraum-
mülls führen und die friedliche Nutzung der Umlauf-
bahnen beschränken. Dieses Risiko besteht. Es wäre 
für alle Raumfahrtnationen, auch für die Nation, die 
den Satelliten zerstört hat, von Nachteil. Daher setzte 
ich hier auf die Vernunft. Und eben auch auf die in-
ternationale Kooperation bei Raumfahrtprojekten. 

Sollten wir ein Raumfahrt-Projekt unabhängig vom 
Nutzen auflegen, das für alle Menschen ein Symbol 
der Einheit und des Friedens darstellt? 

Man wird eine staatliche Investition immer auch für 
wissenschaftliche Fragestellungen oder technologi-
sche Entwicklungen nutzen müssen. Wenn sich das 

dann mit einem Symbol für Einheit und Frieden ver-
binden ließe – umso besser. 

Die USA haben kürzlich ein Gesetz verabschiedet, 
dass sie den Anspruch auf alle Ressourcen im 
Weltraum erheben, gut oder schlecht? 

Allgemein gültige Absprachen zur Nutzung des Welt-
raums  treffen die Länder im Rahmen der UN im Kon-
sens. 

Außerirdische Intelligenzen – Sorge oder Freude? 

Neugier! Mein persönlicher Ansatz ist, es ist immer 
gut, zu erforschen, was es da draußen gibt, weil wir 
nie ausschließen können, dass für zukünftige Gene-
rationen genau dort das Lebensumfeld sein wird. 
Wenn wir in weiten Horizonten denken, bin ich auch 
überzeugt davon, dass sich die Menschheit in einigen 
Tausend Jahren außerhalb unseres Sonnensystems 
ansiedeln wird oder muss. Beispielsweise besteht im-
mer die Möglichkeit, auch wenn sie sehr gering ist, 
dass ein Asteroideneinschlag die Erde unbewohnbar 
macht. Übrigens, ich bin davon überzeigt, dass es 
hochentwickelte Intelligenzen im Universum gibt. 

Science Fiktion – haben Sie SF in Ihrer Jugend 
gelesen? Ist dieses Genre gut für Zukunftsvisionen 
der Menschheit? 

Zukunftsvisionen der Menschen orientieren sich wohl 
in erster Linie an den sich abzeichnenden Bedürfnis-
sen. Und inzwischen gibt es eine solche Beschleuni-
gung technischer Entwicklungen, dass morgen schon 
Wirklichkeit werden kann, was heute noch Utopie ist, 
und in Filmen abgebildet wird. Also ja: Science Fik-
tion-Literatur war in meiner Jugend tatsächlich einige 
Zeit eine echte Leidenschaft. 

Ihre Meinung zu „Mars one“ oder andere Projekte, 
wo in wenigen Jahren Reisen zum Mars oder Mond 
versprochen werden? 

Wir werden sehen, ob sich die notwendigen Techno-
logien so zeitnah entwickeln lassen.  

Fühlen Sie sich als Bundestagsabgeordneter 
genügend über die Raumfahrt und 
Weltraumforschung informiert? 

Ich glaube, ein Ausschuss nur für Raumfahrt wäre 
auch zu viel des Guten. Federführend ist hier der Aus-
schuss für Wirtschaft und Energie, dem ich lange 
Jahre angehört habe. Hier haben wir ein sehr positi-
ves Verhältnis über Fraktionsgrenzen hinweg zur 
Raumfahrt. Auch über die Parlamentsgruppe Luft- 
und Raumfahrt, die zusammen mit dem Forum Luft- 
und Raumfahrt sehr vielfältige Veranstaltungen 
macht, sind wir gut informiert. Wie auch in anderen 
Bereichen hat jeder Abgeordnete einen bestimmten 
Fokus, auch inhaltlich, so dass sich jeder der will, mit 
entsprechenden Informationen versorgen kann. Ich 
habe das Privileg, dass ich in meinem Wahlkreis das 
DLR habe und habe somit die unmittelbaren Kon-
takte und manchmal einen gewissen Informations-
vorsprung. Aber diese Informationen gebe ich gern 
an Kollegen weiter, die durchaus sehr interessiert 
sind. 
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Schutz und Handel von Kulturgut soll neu geregelt werden 
Gesetzentwurf von Kulturstaatsministerin Monika Grütters
Der Deutsche Bundestag hat am 18. Februar in 1. Le-
sung mit den Beratungen des Gesetzentwurfs zur 
„Neuregelung des Kulturgutschutzrechts“ begonnen 
(Drs. 18/7456). Mit dem Entwurf verfolgt Kultur-
staatsministerin Monika Grütters (CDU) zwei Ziele: 
Erstens soll verhindert werden, dass Kulturgut aus 
(antiken) Raubgrabungen nach Deutschland einge-
führt und hier illegal gehandelt wird. Zweitens soll 
der Schutz vor „Abwanderung“ von national wertvol-
lem Kulturgut effektiver gestaltet werden.  

Dazu sollen unter anderem die bisher bestehenden 
Gesetze im Bereich des Kulturgutschutzes (Kulturgü-
terrückgabegesetz, Umsetzungsgesetz Haager Kon-
vention zum Schutz von Kulturgut bei bewaffneten 
Konflikten, Kulturgutschutzgesetz) in einem neuen, 
einheitlichen Gesetz zusammengeführt werden.  

Die Vorlage ist im Bereich des Schutzes nationalwert-
vollen Kulturgutes umstritten und führte bereits im 
vergangenen Jahr zu teilweise heftigen öffentlichen 
Diskussionen. Denn im Kern wird das Eigentumsrecht 

aus Art. 14 Grundgesetz nun mit neu definierten 
Schranken versehen. So wurden Schrankenregelun-
gen für national-wertvolles Kulturgut auch bereits in 
der Vergangenheit höchstrichterlich bestätigt.  

Nunmehr gehe es darum, kritische Einwände an ein-
zelnen Regelungen zu prüfen, sagte der zuständige 
Berichterstatter der SPD-Bundestagsfraktion Sieg-
mund Ehrmann. In den parlamentarischen Beratun-
gen werden die SPD-Kulturpolitikerinnen und -Kul-
turpolitiker daher u. a. der Frage nachgehen, ob die 
vorgesehenen Ausfuhrkontrollen dem Schutzbedürf-
nis des kulturellen Erbes gerecht werden. Im Sinne 
des legalen Kunsthandels sollen auch die Definition 
„national wertvollen Kulturguts“, die festgelegten 
Wert- und Altersgrenzen der jeweiligen Kulturgut-Ka-
tegorie sowie die Einführung eines Vorkaufsrechts 
des Staates in Anlehnung an das in Großbritannien 
geltende System im Kulturausschuss des Bundesta-
ges diskutiert werden. 

Staat fördert Maßnahmen zum Einbruchschutz 
Förderung in Höhe von 30 Millionen Euro zur Verfügung gestellt
Die Zahl der Einbrüche in Deutschland ist rapide ge-
stiegen. Bundesweit liegt die Zahl pro Jahr bei 
150.000. Für die SPD-Fraktion ist es deshalb sehr 
wichtig, dass alle Menschen sich und ihre Wohnun-
gen oder Häuser schützen können, und zwar unab-
hängig, davon, ob sie wohlhabend sind oder nicht. 

Daher hat vor einiger Zeit das SPD-geführte Bundes-
bauministerium unter Barbara Hendricks gemein-
sam mit der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) 
ein Präventionsprogramm entwickelt, dessen Zweck 
es ist, finanzielle Unterstützung bei Maßnahmen für 
den Einbruchschutz zu gewähren. Das KfW-Pro-
gramm läuft seit Ende November 2015 und heißt 
„Kriminalprävention durch Einbruchsicherung“. 
Schon jetzt haben mehr als 4000 Bürger einen An-
trag gestellt, wie die KfW aktuell mitteilt. 

Für die Förderung von Maßnahmen zum Einbruch-
schutz stehen bis 2017 insgesamt 30 Millionen Euro 
zur Verfügung. Gefördert werden natürliche Perso-
nen. Neben Mietern sind dies z.B.: 

- Eigentümer von selbst genutzten oder vermieteten 
Ein- und Zweifamilienhäusern mit maximal zwei 
Wohneinheiten, 

- Eigentümer von selbst genutzten oder vermieteten 
Eigentumswohnungen in Wohnungseigentümerge-
meinschaften bei Vorhaben am Sondereigentum 
Wohnungseigentümergemeinschaft bei gemein-
schaftlichen Vorhaben. 

Über das KfW-Darlehensprogramm werden zudem 
alle Träger von Investitionsmaßnahmen an selbst ge-

nutzten oder vermieteten Wohngebäuden sowie Ei-
gentumswohnungen gefördert (z. B. auch Woh-
nungsunternehmen, Wohnungsgenossenschaften). 

Das wird gefördert: 
- Einbau und Nachrüstung einbruchhemmender 
Haus- und Wohnungseingangstüren, 

- Einbau von Nachrüstsystemen für Fenster, 

- Einbau einbruchhemmender Gitter und Rollläden, 

- Einbau von Einbruchs- und Überfallmeldeanlagen, 

- Baugebundene Assistenzsysteme (z. B. Bild-, Gegen-
sprechanlagen), baugebundene Not- und Rufsys-
teme, Bewegungsmelder). 

Die Arbeiten sind durch ein Fachunternehmen auszu-
führen. Gefördert werden das Material sowie der 
fachgerechte Einbau durch Fachunternehmen. 

Finanzierung als Zuschuss: 

 Zehn Prozent der Investitionssumme von 
maximal 15.000 Euro beim Einbruchschutz, 

 200 bis 1500 Euro Zuschuss pro Wohnein-
heit, d. h. Mindestinvestition von 2000 Euro, 

 Der Antrag wird vor Beginn des Umbaus di-
rekt bei der KfW gestellt. 

Finanzierung als Kredit: 

 maximaler Kreditbetrag 50.000 Euro pro 
Wohneinheit, 

 Der Antrag wird vor Beginn des Umbaus bei 
einem frei zu wählenden Finanzierungs-part-
ner gestellt. 
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Kommunalkonferenz der SPD-Fraktion zur Flüchtlingspolitik 
Die Demokratie ist die Geschäftsgrundlage der Integration
250 Kommunalvertreterinnen und -vertreter aus 
ganz Deutschland sind Ende Februar ins Berliner 
Reichstagsgebäude gekommen – auf Einladung der 
SPD-Bundestagsfraktion. Anlass war die dritte kom-
munalpolitische Fachkonferenz der Fraktion. Im 
Zentrum der Diskussion stand diesmal die Flücht-
lings- und Integrationspolitik. 

Im Fraktionssaal begrüßte der kommunalpolitische 
Sprecher der SPD-Fraktion Bernhard Daldrup SPD-
Mitglieder aus den Kommunen, darunter etliche 
Landräte, Bürgermeister und Oberbürgermeister. 
„Die Kommunen wollen ja gestalten in der Flücht-
lingspolitik, aber sie brauchen Unterstützung vom 
Bund“, sagte Daldrup zu Beginn. Völlig einig sei man 
sich, dass die SPD eine humane Flüchtlingspolitik, 
aber eben auch allen Ansprüchen gerecht werden 
wolle. 

In seiner Key Note sagte SPD-Fraktionschef Thomas 
Oppermann, es gebe im Grunde gleich zwei Krisen zu 
bewältigen: die Flüchtlingskrise an sich und die drin-
gend notwendige vernünftige Integration derjeni-
gen, die hier bleiben dürfen. Das Integrationskonzept 
der SPD trage deshalb die Überschriften „sozialen Zu-
sammenhalt sichern“ und „fördern und fordern“. Op-
permann: „Die Spielregeln der Demokratie sind die 
Geschäftsgrundlage der Integration“. Bei den Bemü-
hungen um Integration müsse gelten „klotzen statt 
kleckern“. Denn: „Wir dürfen die Fehler der 50er-, 
60er- und 70er-Jahre nicht wiederholen. Deshalb 
volle Konzentration auf Integration“, sagte Opper-
mann und ergänzte: „Was wir heute investieren, 
zahlt sich morgen aus. Und was wir heute versäumen 
lässt sich später nicht mehr nachholen“. Die Kommu-
nen dürften mit den Kosten der Integration nicht al-
leine gelassen werden. 

Oppermann skizzierte drei Lösungsansätze: die 
Fluchtursachen bekämpfen und in Fluchtprävention 
investieren. Die Europäischen Außengrenzen si-
chern. Keine Abschottung in Europa, sondern Flücht-
lingskontingente. Alles andere, etwa die nationalen 
Grenzen zu schließen, werde nicht funktionieren, 
mahnte er. 

SPD-Parteichef und Vizekanzler Sigmar Gabriel 
fragte in den Saal: „Was ist wichtiger – die schwarze 
Null von Herrn Schäuble oder das Investieren in In-
tegration?“ Insofern sei es scheinheilig, was die CDU 
mache: nach strengen Integrationsregeln rufen, aber 
nicht sagen, wie die Integration bezahlt werden soll. 

Gabriel erklärte, dass die Flüchtlingspolitik im 
Grunde „ein Katalysator für ein Rollback der letzten 
zehn Jahre in der Europäischen Union“ sei. Aus Sehn-
sucht nach Überschaubarkeit flüchteten sich die eu-
ropäischen Mitgliedstaaten in Renationalisierung. 
Den Menschen sei „alles zu schnell, zu viel“, die Glo-
balisierung und ihre Folgen etwa. Das Schlimmste, 
was nun passieren könne, sei eine Gesellschaft, die 

sich spalte – in die, die kommen, und die, die hier 
sind. Und dass sich ein Satz in die Mitte der Gesell-
schaft fresse: „Für die Flüchtlinge tut ihr alles, für uns 
nichts“. Abgewandelt lautet der Satz „Ihr rettet Ban-
ken und die Griechen und die Flüchtlinge, aber für die 
Rentner hier ist kein Geld da.“ Die Rechten träten 
nun als Spaltpilz auf und verstärkten dieses Empfin-
den. Diese Einschätzung teilten viele der anwesen-
den Kommunalpolitiker und -politikerinnen. Sie be-
tonten, dass bei Integrationspaketen immer auch Un-
terstützung für die hier lebenden Menschen geleistet 
werden müsse. 

Gabriel riet dazu, Dinge wie die von der SPD geplante 
Solidarrente, das Bundesteilhabegesetz (Inklusion 
von Behinderten) oder die Begrenzung von Leihar-
beit dringend voranzutreiben. „Nur Worte werden 
die Skeptiker nicht überzeugen, wir müssen zeigen, 
dass sich Arbeit und Bildung lohnen“, sagte Gabriel. 

Und natürlich müssten die Flüchtlingszahlen dras-
tisch sinken. „Ich sage euch aber, das passiert nur, 
wenn in Syrien keine Bomben mehr fallen“, so Gab-
riel. Und mit Blick auf Europa stellte er klar, dass der 
Schengen-Vertrag die Sicherung von Außengrenzen 
sogar voraussetze. Darauf hatte auch Thomas Opper-
mann zuvor hingewiesen. Zudem: Von 28 Ländern in 
der EU nähmen 23 nicht einen Flüchtling auf, so Gab-
riel. 

Die Kommunalvertreter schilderten aus ihrem Alltag, 
wo sie auf integrationspolitische Hürden stoßen, 
etwa bei der Anerkennung ausländischer Ausbildun-
gen, der Einbindung von Flüchtlingen in die Herrich-
tung von Unterkünften oder bei der Verzahnung von 
Leistungen der Jugendhilfe, der Grundsicherung und 
der Sozialhilfe. Viele Teilnehmer forderten außerdem 
weitere finanzielle Unterstützung des Bundes, zum 
Beispiel für Investitionen, Kita- und Schulplätze, den 
öffentlichen Beschäftigungssektor und den Kosten 
der Grundsicherung für Arbeitsuchende. 

Es kamen viele Hinweise und Anregungen, etwa Bü-
rokratieregeln drei Jahre auszusetzen oder für alle 
organisatorischen Fragen eine Art Clearing-Stelle 
beim Bund einzurichten. Es wurde aber auch bemän-
gelt, dass es zu wenige Fördermöglichkeiten für Eh-
renamtliche gebe. 

Gabriel bestätigte die Haltung der SPD-Bundestags-
fraktion, dass der Bund ausreichend Mittel für In-
tegration auf den Tisch legen müsse: „Die Kommu-
nen organisieren die Integration, Berlin muss Hinder-
nisse aus dem Weg räumen und Geld geben.“ 

Ein Lob sprach der Präsident des deutschen Städte- 
und Gemeindebunds, Roland Schäfer, aus: Seit der 
letzten Kommunalkonferenz habe sich sehr vieles ge-
tan, und die Koalition habe viele gute Maßnahmen 
auf den Weg gebracht. Das müsse auch anerkannt 
werden. 
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Fragen und Antworten zur Flüchtlingspolitik 
Infos der SPD-Bundestagsfraktion zu Zahlen, Kontrolle und Verfahren 

Flüchtlingszahlen 
Wie viele Flüchtlinge kommen aktuell zu uns? 

Auch in 2016 kommen wieder sehr viele Menschen 
auf der Suche nach Schutz und Lebensperspektiven 
nach Deutschland. Trotz schlechter Witterungsver-
hältnisse in den Wintermonaten waren es im Januar 
durchschnittlich mehr als 2.000 Flüchtlinge täglich. 
Rund 80.000 Flüchtlinge wurden für den Monat Ja-
nuar registriert. Mehr als 30.000 von ihnen stammen 
aus Syrien, je 16.000 Iraker und Afghanen. Darunter 
sind im Gegensatz zum letzten Jahr immer mehr 
Frauen und Kinder: Sie machen etwa 60% derjenigen 
aus, die die Griechisch-Mazedonische Grenze über-
queren.  

Für jede genaue Prognose im laufenden Jahr ist es zu 
früh. Ginge die Zuwanderung nach Deutschland aber 
im selben Tempo wie im Januar weiter, würde nach 
einer Million Flüchtlingen im Jahr 2015 auch dieses 
Jahr wieder eine solche Zahl erreicht 

Wie wollen wir die Zahl der Flüchtlinge, die nach 
Deutschland kommen, reduzieren? 

Die Zahl der neu ankommenden Flüchtlinge muss 
sich rasch verringern. Nur dann können wir eine 
menschenwürdige Versorgung sicherstellen, und nur 
dann schaffen wir ihre Integration. Die Verringerung 
bzw. Verlangsamung des Flüchtlingszuzugs ist für uns 
dabei nicht das Ende der Willkommenskultur, son-
dern Voraussetzung für ihren Erfolg. 

Wir konzentrieren uns auf drei Maßnahmen: 

 Bessere Lebensbedingungen für Flüchtlinge in 
den Nachbarregionen der Krisen- und Bürger-
kriegsgebiete. Im Falle Syriens gilt das vor allem 
für Jordanien, den Libanon, den Irak und für die 
Türkei. Für die humanitäre Versorgung, z.B. mit 
Lebensmitteln stellt Deutschland im Jahr 2016 1,2 
Mrd. Euro zur Verfügung. Außerdem stellen wir 
für die langfristige Entwicklungshilfe insgesamt 
700 Mio. Euro weltweit zur Verfügung, um Fluch-
tursachen dauerhaft vorzubeugen. 

 Die Sicherung der Außengrenzen der Europäi-
schen Union: Derzeit sind die europäischen Gren-
zen praktisch offen für alle Flüchtlinge, die sich in 
die Hände von Schleppern begeben. Das müssen 
wir ändern, denn es ist vor allem für Familien ein 
lebensgefährlicher Weg. Wir unterstützen den 
Vorschlag der EU-Kommission für eine bessere 
europäische Grenzsicherung und Küstenwache. 
Außerdem soll mit der Türkei ein Rücknahmeab-
kommen geschlossen werden, damit es sich für 
Flüchtlinge nicht mehr lohnt, sich in die Hände 
von Schleppern zu begeben. 

 Stattdessen wollen wir mit Hilfe des Hohen 
Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen 
Kontingente für Flüchtlinge vereinbaren, die aus 
der Türkei, dem Libanon, Jordanien und dem Irak 

zu uns nach Deutschland und nach Europa kom-
men können. Mit Kontingenten bekommen wir 
die Kontrolle über den Flüchtlingszuzug zurück – 
und die Menschen einen sicheren Weg nach Eu-
ropa. 

Warum wollen wir nicht die deutschen Grenzen 
schließen? Warum setzen wir weiter auf eine euro-
päische Lösung? 

Wir sind gegen die Schließung unserer nationalen 
Grenze, weil das in der Realität nicht dazu führen 
würde, dass weniger Flüchtlinge nach Deutschland 
kommen. Die Menschen würden sich trotzdem auf 
den Weg machen und einen Grenzübertritt über die 
grüne Grenze versuchen. Um das zu verhindern, 
müsste man die Grenzen sichern wie einst die DDR – 
mit Mauern, Stacheldraht und im Notfall mit Waffen-
gewalt. Das lehnen wir entschieden ab.  

Selbst wenn es uns gelänge, die Flüchtlinge von ei-
nem Grenzübertritt nach Deutschland abzuhalten, 
würde das einen Dominoeffekt in anderen EU-Staa-
ten wie Griechenland oder Bulgarien und in den 
Westbalkanstaaten auslösen. Viele Flüchtlinge wür-
den in diesen Ländern bleiben wollen, wenn sie nicht 
mehr nach Deutschland können. Viele der Länder 
aber wären damit überfordert, so viele Flücht-linge 
wie Deutschland aufzunehmen. Die Gefahr wäre 
groß, dass dadurch ein Kollaps der EU-Krisen-staaten 
eintritt oder gar die jungen Demokratien in dieser Re-
gion destabilisiert werden.  

Aber auch für die Europäische Union wäre eine 
Schließung der Grenze eine Katastrophe: Es wäre das 
Ende des Schengen-Raums und damit der europäi-
schen Freizügigkeit. Die ist nicht nur ein persönlicher 
Gewinn an Reise- und Niederlassungsfreiheit, son-
dern ein zentrales Identifikationsmerkmal mit der 
EU. Und sie ist ein enorm wichtiger wirtschaftlicher 
Faktor. Führende Wirtschaftsvertreter warnen da-
her vor einer Gefährdung des freien EU-Grenzver-
kehrs. „Durch Staus und Wartezeiten und zusätzliche 
Bürokratie … können sich die Kosten für die deutsche 
Wirtschaft schnell auf zehn Milliarden Euro pro Jahr 
summieren“, sagte zum Beispiel die DIHK.  

Deshalb sind wir überzeugt: Wir müssen die Flücht-
lingsfrage europäisch lösen und nicht im nationalen 
Alleingang. Obergrenzen und Grenzzäune helfen 
nicht, sondern sie gefährden die EU, sie beschädigen 
unsere Wirtschaft und sie bedrohen die Balkanstaa-
ten. 

Warum wollen wir Kontingente für Flüchtlinge? 

Kontingente für Flüchtlinge sind unsere Alternative 
zur bisherigen unkontrollierten und lebensgefährli-
chen Fluchtroute über das Mittelmeer, Griechenland 
und den Balkan. Voraussetzung für solche Kontin-
gente ist, dass wir gleichzeitig die Zahl der Flüchtlinge 
deutlich verringern, die auf eigene Faust über den 
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Wasser-/Landweg nach Europa kommen. Das ist nur 
über eine Sicherung der europäischen Außengrenzen 
und mit einer intensiveren Zusammenarbeit mit der 
Türkei möglich. Die Türkei muss ihre Grenzen si-
chern, Schleusern das Handwerk legen und bei Be-
darf Flüchtlinge, die außerhalb der Kontingente kom-
men, wieder zurücknehmen.  
Mit Kontingenten für Bürgerkriegsflüchtlinge ermög-
lichen wir es auch Frauen und Kindern, sicher zu uns 
zu kommen. Von allen Flüchtlingen, die im letzten 
Jahr zu uns kamen, waren nur 30% Frauen. Und die 
Frauen und Kinder, die doch die Flucht wagen, haben 
eine lebensgefährliche Odyssee hinter sich. Allein 
seit Januar 2016 sind über 350 Menschen im Mittel-
meer ertrunken. Der Weg nach Europa wurde für sie 
zur tödlichen Falle. Kontingente ersetzen diesen ge-
fährlichen Weg. 

Zugleich behalten wir mit Kontingenten die Kon-
trolle, wer nach Deutschland einreist: In ein Kontin-
gent für syrische Flüchtlinge kommen beispielsweise 
nur diejenigen, die sich auch als Syrer ausweisen kön-
nen. So sind die Flüchtlinge schon vor ihrer Ankunft 
in Deutschland registriert. Und wir können die 
Flüchtlingsankunft so steuern, dass unsere Kommu-
nen ihn auch verkraften können. 

Was wird gegen die Fluchtursachen in den Her-
kunftsländern getan? 

Das humanitäre Engagement Deutschlands ist in den 
letzten Jahren stetig gewachsen. Insgesamt 1,2 Mrd. 
Euro stellen wir 2016 zur Verfügung, um die Flücht-
linge in Syrien und den Nachbarländern besser vor 
Ort zu versorgen. Außerdem investieren wir in die-
sem Jahr über das Entwicklungshilfeministerium in 
den Bereichen „Krisenbewältigung und Wiederauf-
bau, Infrastruktur“ sowie „Fluchtursachen bekämp-
fen, Flüchtlinge reintegrieren“ insgesamt 700 Mio. 
Euro weltweit. Gemeinsam mit den USA, der EU und 
Großbritannien zählt Deutschland zu den wichtigsten 
Gebern für Hilfen in dieser Region.  

Laut Vereinte Nationen beläuft sich der humanitäre 
und entwicklungsorientierte Bedarf in und um Syrien 
für das Jahr 2016 auf insgesamt 7,7 Mrd. US-Dollar. 
Ende 2015 waren trotz des erheblichen Engagements 
der EU und Deutschlands aber nur 53 % des Bedarfs 
für 2016 gedeckt. Deshalb hat sich die Bundesregie-
rung auf einer Geberkonferenzen in London erfolg-
reich dafür stark gemacht, dass die internationale 
Gemeinschaft mehr Geld für die humanitäre Hilfe be-
reitstellt und durch mehrjährige Hilfszusagen die 
Planbarkeit verbessert. Konkret wurde in London 
vereinbart, dass die internationale Gemeinschaft ihre 
Hilfsgelder um insgesamt 9 Mrd. Euro bis 2020 er-
höht. Deutschland wird sich daran mit insgesamt 2,3 
Mrd. Euro beteiligen.  

Wir fordern darüber hinaus die Mitgliedstaaten der 
EU auf, die Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass 
bei der Überprüfung des mehrjährigen Finanzrah-
mens des EU-Haushalts einen zweistelligen Milliar-
denbetrag für die Bekämpfung der Fluchtursachen 
zur Verfügung gestellt wird. 

Wie stehen wir zum Familiennachzug für Flücht-
linge? 

Integration gelingt besser, wenn ganze Flüchtlingsfa-
milien nach Deutschland kommen. Dabei geht es 
nicht darum, ganze „Großfamilien“ nach Deutschland 
zu holen. Vielmehr ist der Familiennachzug auf die 
Ehegatten und die Kinder beschränkt. Großeltern, 
Onkel oder Tanten dürfen nach geltendem Recht 
nicht nachziehen. Kinder aber sind der beste Integra-
tionshelfer, da sie über Kita und Schule viel leichter 
Kontakte knüpfen und Menschen zusammenbringen. 
Für sie spielen kulturelle Unterschiede eine viel ge-
ringere Rolle. Menschen integrieren sich schneller, 
wenn sie mit ihrer Familie hier leben.  

Grundsätzlich erhalten nur diejenigen das Recht auf 
Familiennachzug, die auch in Deutschland bleiben 
dürfen. Wer abgelehnt wird oder sich noch im Ver-
fahren befindet, darf seine Familie nicht nachholen. 
Der Familiennachzug hält sich auch zahlenmäßig im 
Rahmen: So holten beispielsweise 2014 15.700 Aus-
länder ihre Ehefrauen nach, 3.200 ihre Ehemänner 
und 16.000 Kinder – und das bei über 200.000 Asyl-
anträgen in diesem Jahr!  

In einem Kompromiss mit der Union haben wir nun 
zugestimmt, dass der Familiennachzug für subsidiär 
Schutzberechtige für zwei Jahre ausgesetzt wird. Dies 
betrifft nur die Personen, die sich nicht auf das 
Grundrecht auf Asyl berufen können und auch keinen 
Schutzstatus nach der Genfer Flüchtlingskonvention 
genießen, aber dennoch nicht heimgeschickt wer-
den, weil ihnen dort zum Beispiel Folter, Tod oder 
schwere Menschenrechtsverletzungen drohen. Dies 
dürfte etwa rund 18% der Syrer betreffen. 

Nach den zwei Jahren dürfen sie ihre Familien nach-
holen. Zugleich haben wir aber durchgesetzt, dass in-
nerhalb künftiger Kontingente für Flüchtlinge aus der 
Türkei, dem Libanon oder Jordanien vorrangig Ehe-
frauen (bzw. Ehemänner) und Kinder von hier bereits 
lebenden Flüchtlingen berücksichtigt werden. 

Kontrolle und Verfahren 
Was tun wir, um besser zu kontrollieren, wer nach 
Deutschland einreist? 

Die Große Koalition hat im Herbst 2015 eine ganze 
Reihe von Maßnahmen beschlossen, damit die Ein-
reise der Flüchtlinge geordneter stattfindet und kein 
Asylbewerber unkontrolliert nach Deutschland ein-
reist. Dazu gehört ein einheitlicher Ausweis, den alle 
Asylsuchenden künftig bei der Registrierung erhal-
ten. Ohne diesen Ausweis kann ein Flüchtling keinen 
Asylantrag stellen und bekommt abgesenkte Leistun-
gen. Außerdem macht Deutschland seit September 
2015 von der Möglichkeit des SchengenVertrags ge-
brauch, die deutsch-österreichischen Grenze ver-
stärkt zu kontrollieren. Die Bundespolizei bekommt 
in den kommenden drei Jahren zusätzlich 3.000 Stel-
len. Damit die Flüchtlinge nach ihrer Ankunft kontrol-
liert weiterreisen, übernimmt der Bund die Vertei-
lung der Asylbewerber in die Bundesländer. In Bay-
ern wurden dafür Wartezentren eingerichtet, von wo 
aus die Asylbewerber innerhalb von 48 Stunden auf 
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die Länder verteilt werden. 

Was tun wir, um Asylverfahren zu beschleunigen? 

Die Asylverfahren sind das Nadelöhr der Flücht-
lingsankunft: Erst wenn sie entschieden sind, kann 
ein Flüchtling wirklich integriert werden – oder bei ei-
ner Ablehnung ausreisen oder abgeschoben werden. 
Leider müssen immer noch hunderttausende Asylbe-
werber Monate warten, bis sie den Antrag überhaupt 
stellen können. Schon mit den Haushalten 2013 bis 
2015 hatten wir das Personal des BAMF mit zusätzli-
chen 1650 Mitarbeitern um mehr als 50 % erhöht. 
Für 2016 stellt das BAMF nochmal weitere 4000 Per-
sonen ein, insgesamt 7000 Stellen sind dann auch an-
gemessen. Deshalb erwarten wir, dass sich die Bear-
beitungszeit der Asylanträge in 2016 substantiell ver-
ringert.  

Neben denjenigen, die zu Recht in Deutschland 
Schutz vor Krieg und Verfolgung suchen, gibt es aber 
viele Asylbewerber, deren Antrag mit großer Wahr-
scheinlichkeit abgelehnt wird. Um deren Asylanträge 
schneller zu bearbeiten, haben wir nach Serbien, Bos-
nien-Herzegowina und Mazedonien jetzt auch Alba-
nien, Kosovo und Montenegro als sichere Herkunfts-
staaten eingestuft. Gleiches wollen wir für Tunesien, 
Marokko und Algerien auf den Weg bringen. Außer-
dem werden Asylsuchende mit geringen Chancen auf 
Anerkennung in besonderen Aufnahmeeinrichtun-
gen untergebracht, in denen die Asylverfahren in 
rund drei Wochen abgeschlossen sein sollen. Das be-
deutet: Menschen mit geringer Aussicht auf Aner-
kennung ihres Asylantrags werden nicht mehr in die 
Städte und Kommunen verteilt und bei Ablehnung di-
rekt aus den zentralen Aufnahmeeinrichtungen zu-
rückgeführt. 

Haben Flüchtlinge aus sicheren Herkunftsstaaten 
noch eine Chance auf Asyl? 

Ja, jeder Mensch, der in Deutschland um Asyl sucht, 
hat auch künftig ein Recht auf Prüfung seines Asylge-
suchs und bekommt Asyl, wenn sein Gesuch begrün-
det ist. So steht es im Europarecht und in unserer 
Verfassung, und daran ändert sich auch nichts durch 
die Einstufung eines Staates als sicherer Herkunfts-
staat. Was für Asylbewerber aus sicheren Herkunfts-
staaten (u.a. Westbalkanstaaten) anders ist, ist die 
Behandlung im Verfahren: Es gibt eine Beweislastum-
kehr und eine verkürzte Ausreisefrist. Auch sind die 
Fristen für einstweiligen Rechtsschutz sowie Klage 
verkürzt und eine Berufung gegen das Urteil des Ver-
waltungsgerichts nicht möglich. Gleichwohl: Es er-
folgt auch hier eine individuelle Prüfung. Wer als Be-
troffener tatsächlich drohende Menschenrechtsver-
letzungen vorbringen kann, wird als schutzberechtigt 
anerkannt. Ganz konkret bedeutet dies, dass sich an 
der Zahl der positiv beschiedenen Anträge auch nach 
der Einstufung als sichere Herkunftsstaaten nicht 
wirklich etwas ändern wird. Stattdessen gehen die 
Verfahren schneller und abgelehnte Asylbewerber 
können früher abgeschoben werden. 

Abschiebungen  
Was tun wir, damit abgelehnte Asylbewerber 
schnell in ihre Heimat zurückkehren? 

Wird jemandes Asylgesuch abgelehnt, erwarten wir, 
dass er oder sie Deutschland auch schnell wieder ver-
lässt. Denn ohne eine freiwillige Rückkehr oder eine 
schnelle Abschiebungen derer, die nicht bleiben dür-
fen, können wir die Integration derjenigen, die zu 
Recht in Deutschland Asyl bekommen, nicht schaf-
fen. Ein großer Teil der Asylbewerberinnen und -be-
werber, deren Anträge abgelehnt worden ist, geht 
freiwillig wieder in ihre Heimatländer zurück. 

Abgelehnte Asylbewerber, die nicht freiwillig gehen, 
sollen sich künftig nicht mehr der Abschiebung ent-
ziehen können. Dazu haben wir eine Reihe von Maß-
nahmen eingeleitet: 

 Der Bund hat eine Clearingstelle eingerichtet, die 
bei der Passersatzbeschaffung hilft. Damit stellen 
wir sicher, dass auch diejenigen, die nicht mehr 
die Ausweispapiere ihres Heimatlandes haben, 
zurückkehren können. Zugleich verhandelt die 
Bundesregierung Rücknahmeabkommen mit vie-
len Herkunftsländern über die Rücknahme mit 
den von Deutschland ausgestellten Laissez-Pas-
ser-Dokumenten. 

 Die Länder versetzen die Gerichte personell in die 
Lage, die Durchschnittsdauer der Verfahren des 
einstweiligen Rechtsschutzes auf zwei Wochen zu 
verkürzen. Denn vor jeder Abschiebung müssen 
diese Verfahren abgeschlossen sein. 

 Nach Ablauf der Frist zur freiwilligen Ausreise wird 
der Termin der Abschiebung in der Regel nicht 
mehr angekündigt. 

 Um Verzögerungen von Rückführungen und Miss-
brauch entgegen zu wirken, werden die Rahmen-
bedingungen für die Erstellung ärztlicher Atteste 
im Zusammenhang mit Abschiebungen präzisiert 
und klargestellt. 

Was tun wir, damit straffällige Ausländer Deutsch-
land schnell verlassen müssen? 

Flüchtlinge sind weder krimineller noch weniger kri-
minell als vergleichbare einheimische Bevölkerungs-
gruppen. Das sagen auch alle Statistiken. Dennoch 
gibt es einen Unterschied: Wer als Ausländer in 
Deutschland Straftaten begeht, hat sein Recht, sich in 
Deutschland aufzuhalten, unter Umständen ver-
wirkt. Er wird ausgewiesen und muss danach mit ei-
ner Abschiebung in sein Herkunftsland rechnen, 
wenn die dortigen Bedingungen es zulassen. Bevor es 
aber dazu kommt, müssen die Taten, in denen Aus-
länder im Verdacht stehen, zunächst aufgeklärt wer-
den. Vorverurteilungen darf es nicht geben. 

Wenn ausländische Täter wegen einer schweren 
Straftat verurteilt werden, können sie ausgewiesen 
werden. Die gesetzliche Schwelle dafür wurde be-
reits zum 1. Januar 2016 so abgesenkt, dass ausländi-
sche Straftäter schon ab einer Freiheitsstrafe von ei-
nem Jahr ausgewiesen werden können. Jetzt beraten 
wir ein Gesetz, mit dem auch bei einer kürzeren Frei-
heitsstrafe eine Ausweisung prinzipiell möglich sein 
soll – egal ob die Strafe zur Bewährung ausgesetzt ist 
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und wie lange sie ist. Allerdings erfolgt stets eine Ein-
zelfallabwägung aller Interessen. Asylbewerbern, die 
Straftaten begehen, soll in Zukunft leichter als bislang 
die rechtliche Anerkennung als Flüchtling versagt 
werden können. 

Unser Hauptproblem in Deutschland sind aber nicht 
unzureichende Gesetze. Was wir jetzt in erster Linie 
brauchen, ist das Durchgreifen der zuständigen Be-
hörden und die Anwendung der bestehenden Ge-
setze – zum Schutz der Opfer, aber auch zum Schutz 
der großen Mehrheit der Flüchtlinge und Asylsuchen-
den, die friedlich in unserem Land leben! Wir haben 
dazu der Bundespolizei im letzten Jahr schon 3.000 
Stellen bewilligt – und fordern insgesamt 12.000 
neue Stellen bei der Polizei von Bund und Ländern. 

Integration 
Welchen Plan haben wir, um die Flüchtlinge zu in-
tegrieren? 

Die SPD ist die Partei, die in Deutschland am meisten 
für Integration tut. Während die Union sich über 
Obergrenzen zerstreitet, haben wir ein Konzept für 
einen Neustart in der Integrationspolitik vorgelegt. 

Einiges davon konnten wir in 2015 schon umsetzen: 

 Aufstockung der Sprachförderung in Integrations-
kurse, Kitas, Schulen und Hochschulen 

 Schnellerer Arbeitsmarktzugang schon während 
des Asylverfahrens 

 Rechtssicherheit für Betriebe, die Flüchtlinge aus-
bilden 

 Schnellere Anerkennung ausländischer Bildungs-
abschlüsse 

 Erfassung der Beruflichen Erfahrungen von Asyl-
suchenden schon in Erstaufnahmeeinrichtungen 
durch das Programm „Early Intervention“ 

 Finanzielle Aufstockung der Jobcenter zur Arbeits-
marktintegration 

 Finanzielle Aufstockung bestehender erfolgrei-
cher Bildungsangebote 

 Aufstockung der Mittel für den sozialen Woh-
nungsbau 

Das alles können aber nur erste Maßnahmen sein. 
Denn um die Fehler der Vergangenheit bei der In-
tegration nicht zu wiederholen, brauchen wir einen 
Integrationsplan für Deutschland, in dem alles zu-
sammenpasst: Sprachkurse, berufliche Bildung, Ar-
beitsmarktzugang, Wohnen, Wertevermittlung, De-
mokratievermittlung. Diesen Plan hat Malu Dreyer 
für die SPD jetzt vorgelegt. Mit diesem Plan zeigen 
wir, dass wir aus der Vergangenheit gelernt haben: 
Was wir jetzt investieren, zahlt sich später mit hoher 
Rendite doppelt aus, aber was wir jetzt versäumen, 
lässt sich nicht mehr aufholen. Jetzt erwarten wir von 
der Union, dass sie mit uns diesen Plan in Deutsch-
land auch umsetzt. 

Denn nichts wäre schlimmer, als die 1,1 Mio. Asylbe-
werber in Deutschland in Asylbewerberheimen und 
Turnhallen einfach rumsitzen zu lassen. Diese Integ-
rationsleistung müssen wir vollbringen. Dann haben 
wir auch die große Chance, dass unser Land von der 
Zuwanderung profitiert. Andernfalls steigt die Gefahr 

einer sozialen Spaltung, und Flüchtlinge würden in 
die Illegalität und Kriminalität getrieben. 

Das Angebot an die Flüchtlinge, ein gleichberechtig-
ter Teil unserer Gesellschaft zu werden, beinhaltet 
aber auch Pflichten. Es gibt bereits die Verpflichtung, 
an einem Integrationskurs und damit Sprachunter-
richt teilzunehmen, wenn man nicht ausreichend 
Deutsch spricht. Zugleich sehen wir aber auch die 
Verpflichtung, gemeinsame Werte auf Grundlage un-
seres Grundgesetzes anzuerkennen: Freiheit, Rechts-
staatlichkeit und Gleichberechtigung sind unverrück-
bares Fundament für ein friedliches Zusammenle-
ben, sie gelten uneingeschränkt für alle in unserem 
Land.  

Unser Leitbild für die Einwanderungsgesellschaft 
ergibt sich aus dem Grundgesetz: Wer zu unserer Ge-
sellschaft gehören möchte, der hat Andersgläubige 
zu respektieren, die Rechte von Frauen, Kindern und 
sexuellen Minderheiten zu achten und Gewalt als 
Mittel der Konfliktlösung abzulehnen. Diese Regeln 
gelten für alle Menschen in diesem Land gleicherma-
ßen. Für Einwandererinnen und Einwanderer ebenso 
wie für Alteingesessene. Jeder Verstoß gegen diese 
Regeln muss mit der nötigen Härte des Gesetzes ge-
ahndet werden. 

Warum ist plötzlich Geld für Asylbewerber und 
Flüchtlinge da, wo es doch immer hieß, der Staat 
müsse sparen? 

Die Unterbringung, Versorgung und Integration von 
Flüchtlingen kostet Geld. Aber wir sind der Meinung, 
dass es besser ist, dieses Geld jetzt für eine gute In-
tegration der Flüchtlinge in die Hand zu nehmen, als 
an falscher Stelle zu sparen und Fehler der Vergan-
genheit zu wiederholen. Besser ist, jetzt in Schulen, 
Kitas, Sprachkurse oder Berufsausbildung zu investie-
ren, als nichts zu machen und zu riskieren, dass sich 
Parallelgesellschaften bilden. Und wenn wir es jetzt 
richtig angehen, dann können die Flüchtlinge mit ih-
ren Steuern und Beiträgen zur Rentenkasse später 
diese Kosten nicht nur zurückzahlen, sondern auch 
unsere Sozialsysteme stützen. 

Deutschland geht es derzeit wirtschaftlich sehr gut 
und wir sind in der Lage, die damit verbundenen fi-
nanziellen Lasten zu stemmen: Im Jahr 2015 wies der 
Bundeshaushalt aufgrund der stabilen Konjunktur 
und hoher Beschäftigung ein Plus von 12,1 Mrd. Euro 
auf. Das bedeutet, dass der Bund keine neuen Schul-
den aufnehmen muss. Er konnte sogar Rücklagen bil-
den. 

Als Partei der sozialen Gerechtigkeit achten wir bei 
den jetzt anstehenden Investitionen immer darauf, 
dass nicht nur die Flüchtlinge, sondern alle in 
Deutschland profitieren – zum Beispiel im sozialen 
Wohnungsbau. Und wir haben dafür gesorgt, dass 
die Kommunen nicht auf den Kosten sitzen bleiben: 
Der Bund zahlt den Ländern dafür eine monatliche 
Pauschale von 670 Euro pro Asylbewerber für die 
Dauer des Asylverfahrens. 

Uns ist dieser Zusammenhalt in der Gesellschaft ein 
Herzensanliegen: Es nützt niemanden, wenn wir uns 
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in der jetzigen Situation spalten lassen. Deshalb bit-
ten wir Sie: Gehen Sie denjenigen, die einen Keil zwi-
schen treiben wollen, nicht auf den Leim. Keine 
Frage: Die Integration der Flüchtlinge wird nicht bil-
lig. Aber es ist die bessere Wahl, hierfür jetzt Geld 
auszugeben, als wenn wir nichts tun. 

Weshalb sprechen wir uns gegen Mindestlohn-Aus-
nahmen für Flüchtlinge aus? 

Eine Spaltung der Gesellschaft in „teure“ einheimi-
sche Arbeitnehmer und „billige“ Arbeitskraft durch 
Flüchtlinge darf es nicht geben. Wer das vorschlägt, 
drängt Flüchtlinge unfreiwillig in die Rolle von 
Lohndrückern. Wenn Menschen, die schon länger in 
Deutschland leben und arbeiten, nun die Konkurrenz 
von Flüchtlingen fürchten müssen, wird es brandge-
fährlich für den sozialen Zusammenhalt in Deutsch-
land. Anstatt einer Integration durch Arbeit würden 
die Flüchtlinge vor allem Misstrauen und Ablehnung 
durch die alteingesessenen Arbeitnehmer erfahren. 

Warum fordern wir trotz der vielen Flüchtlinge ein 
Einwanderungsgesetz? 

Es stimmt: Unser Land nimmt in diesen Monaten 
viele Menschen auf, die in ihren Heimatländern von 
Krieg, Gewalt und Verfolgung bedroht sind. Das ist 
eine große Leistung und angesichts der vielen Kriege 
auch richtig. 

Grundsätzlich sind wir davon überzeugt, dass uns Ein-
wanderung gut tut. Sie kann die Lücke bei unseren 
Fachkräften füllen, sie kann unser Land kulturell be-
reichern und sie kann die Stabilität unserer Renten 
und Sozialsysteme sichern, wenn die Zahl der älteren 

Menschen in Deutschland zunimmt. Damit das ge-
lingt, arbeiten wir jeden Tag an der Integration der 
Flüchtlinge. 

Wir wollen aber nicht, dass Deutschland in der Welt 
alleine mit der Botschaft wahrgenommen wird: 
Wenn ich von Verfolgung und Krieg bedroht bin, 
dann kann ich nach Deutschland gehen. 

Sondern wir wollen auch, dass Deutschland ein Land 
ist, in das man einwandern kann, wenn man sich an-
strengt und etwas leistet. 

Deshalb fordern wir weiterhin ein Einwanderungsge-
setz: Damit von Deutschland auch die Botschaft aus-
geht: Wer Talent hat, wer unser Land mit seinen Fä-
higkeiten bereichern will, wer aus seinem Leben et-
was machen will, der hat eine Chance, nach Deutsch-
land einzuwandern. 

Zwar haben wir schon viele Gesetze, die genau das 
erreichen sollen. Sie werden aber – gerade in der 
heutigen Zeit – nicht wahrgenommen und nicht rich-
tig verstanden. Deshalb erscheint es manchen auch 
leichter, über das Asylsystem nach Deutschland zu 
kommen, statt über Leistung und Anstrengung. 

Kurz: Mit dem Einwanderungsgesetz ergänzen wir 
die humanitäre Seite unserer Zuwanderung um eine 
Seite, die die Einwanderung steuert, nach unseren 
Bedürfnissen lenkt und dieses Signal auch in die Welt 
sendet. 

Wir sind davon überzeugt, dass sich beides nicht wi-
derspricht, sondern sich ergänzt. Deshalb fordern wir 
weiter ein Einwanderungsgesetz. 

 
Kölner Besuchergruppe in Berlin 

Auf Einladung von Martin Dörmann war Ende Februar wieder eine Besuchergruppe aus dem Wahlkreis zu 
Gast in Berlin. Bei der vom Bundespresseamt organisierten Fahrt gewann die Gruppe Einblicke in das politi-
sche Leben der Bundeshauptstadt, besuchte beispielsweise den Reichstag, historische Gedenkstätten und 
politische Informationsveranstaltungen. Mit dabei waren eine Delegation der Porzer Handwerksmeister so-
wie Mitglieder der „Grengeler Draumdänzer“. Beim traditionellen Abgeordnetengespräch wurde Martin Dör-
mann verletzungsbedingt von seinem Kölner Fraktionskollegen Rolf Mützenich vertreten – und so standen 
Fragen der deutschen Außenpolitik im Mittelpunkt der spannenden Diskussion. 
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Das Berliner Team mit einigen neuen MitarbeiterInnen 

Das Foto zeigt Martin Dörmann mit seinem Mitarbeiterteam, bei dem es Anfang des Jahres zum Teil Verän-
derungen gab (v.l.): Stephanie Weyand (neu, zuständig für Medien), Bedriye Umucu und Christian Freiesle-
ben (neu, koordinierender Referent) sind FraktionsmitarbeiterInnen für die von Martin Dörmann als Sprecher 
geleitete Arbeitsgruppe Kultur und Medien. Zum Jahresende gewechselt hatten Thomas Friebel (jetzt Aus-
wärtiges Amt) und Janine Sturm (Büro Eva Högl). Stefan Stader (Büroleiter), Manuela Seifert (neue studen-
tische Hilfskraft) und Dr. Matthias Dahlke (Wissenschaftlicher Mitarbeiter) arbeiten alle im MdB-Büro. 

"Fraktion vor Ort" in Arnsberg 

Eine spannende Breitband-Diskussion erlebte Martin Dörmann als Referent bei seinem Fraktionskollegen 
Dirk Wiese. Die SPD hat dafür gesorgt, dass für Förderprogramme über 2,7 Milliarden Euro zur Verfügung 
stehen, um schnelles Internet flächendeckend umzusetzen. 

 

Berlin Depesche abonnieren 

Die Berlin Depesche erscheint etwa sieben im Jahr. Sie wird per eMail 
versendet und auf der Homepage www.martin-doermann.de eingestellt.  

Wer in den eMail-Verteiler aufgenommen werden möchte, schickt einfach 
eine Nachricht an: martin.doermann@bundestag.de (SPD-Mitglieder bitte 
mit Angabe des Ortsvereins). 

Druckexemplare sind in den drei Bürgerbüros von Martin Dörmann 
vorrätig. Die Adressen sind auf der letzten Seite aufgeführt. 

Weitere Infos bei facebook: www.facebook.com/martin.doermann 

http://www.martin-doermann.de/
mailto:martin.doermann@bundestag.de
file:///C:/Users/doermanmama06/Desktop/www.facebook.com/martin.doermann
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 Seit 2002 direkt gewählter Bundestagsabgeordneter im Wahlkreis Köln I 

 Arbeitsschwerpunkte: Kultur, Medien, digitale Infrastruktur 

Funktionen und Mitgliedschaften im Bundestag (18. WP) 

 Kultur- und medienpolitischer Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion 

 Mitglied im Ausschuss für Kultur und Medien 

 Mitglied im Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur 

 Stellv. Mitglied im Ausschuss Digitale Agenda 

 Stellv. Mitglied im Ausschuss für Wirtschaft und Energie 

 Mitglied im Vorstand der SPD-Bundestagsfraktion 

Sonstige Funktionen 

 Mitglied im Beirat bei der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas,  
Telekommunikation, Post und Eisenbahnen (Regulierungsbehörde) 

 Mitglied im Verwaltungsrat der Deutschen Welle 

 Mitglied im Vorstand der SPD-Medienkommission 

Die Büros in Berlin und Köln 

Abgeordnetenbüro Berlin 

Martin Dörmann, MdB 
Deutscher Bundestag 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 
Besucheradresse: 
Konrad-Adenauer-Straße 1, 
Paul-Löbe-Haus, Raum 7.340 
Tel.: 030 / 227 734 18 
Fax: 030 / 227 763 48 
martin.doermann@bundestag.de 

Mitarbeiterteam 
Stefan Stader (Büroleiter), 
Dr. Matthias Dahlke 
Manuela Seifert 

Öffnungszeiten 
Sitzungswochen 
Mo.– Fr.: 8:30 bis 19 Uhr 
Sitzungsfreie Wochen 
Mo.- Do.: 9 bis 18 Uhr 
Fr.: 9 bis 17 Uhr 

Bürgerbüro Porz (Wahlkreisbüro – Gemeinschaftsbüro mit Jochen Ott, MdL) 

Hauptstraße 327 
51143 Köln (Porz) 
Tel.: 02203 / 521 44 
Fax: 02203 / 510 44 
martin.doermann@wk.bundestag.de 

Mitarbeiterteam von Martin Dörmann 
Tim Cremer (Büroleiter),  
Nadesha Klugiewicz,  
Ralf Steinmeier (Webmaster) 

Öffnungszeiten 
Mo. bis Do.: 9 bis 17 Uhr 
Fr.: 9 bis 13 Uhr 

Bürgerbüro Kalk (Gemeinschaftsbüro mit Stephan Gatter, MdL) 

Kalker Hauptstraße 212 
51103 Köln (Kalk) 
Tel.: 0221 / 870 43 02 
Frank.heinz@landtag.nrw.de 

Mitarbeiter von Stephan Gatter 
Frank Heinz 

Öffnungszeiten 
Mo., Mi.: 9 bis 12 Uhr 
Di., Do.: 14 bis 17 Uhr 
Fr.: 12 bis 15 Uhr 

Bürgerbüro der Kölner SPD-Bundestagsabgeordneten 

Magnusstraße 18b 
50672 Köln (Innenstadt) 
Tel.: 0221 / 169 195 77 
Fax: 0221 / 169 195 79 
koelner-spd-mdb@netcologne.de 

Mitarbeiter 
Benedikt Dettling  

Öffnungszeiten 
Mo.– Do.: 9 bis 18 Uhr 
Fr.: 9 bis 14 Uhr 

Sitzungswochen des Deutschen Bundestages 2016 

Sitzungswochen sind die 2., 4., 7., 8., 11., 15., 17., 19., 22., 23., 25., 27., 36., 38., 39., 42., 
45., 47., 48., und 50. KW. Übersichten für 2016 sind abrufbar unter: www.bundes-
tag.de/parlament/plenargeschehen/sitzungskalender/index.html 

mailto:martin.doermann@bundestag.de
http://www.martin-doermann.de/
http://www.bundestag.de/parlament/plenargeschehen/sitzungskalender/index.html
http://www.bundestag.de/parlament/plenargeschehen/sitzungskalender/index.html
https://www.facebook.com/Martin.Doermann

